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Das 3. Symposium „Europa und 
Umwelt“ steht unter dem Titel „Be-
schäftigungswirkungen der Umwelt-
politik“. Auch in diesem Jahr ist es 
gelungen namhafte Referenten zu ge-
winnen. 

So wird der renommierte Fernseh-
Journalist Dr. Franz Alt zum Thema 
„Vollbeschäftigung ist möglich – Die 
Arbeitslosigkeit ist kein Naturereignis“ 
den Eingangs-Vortrag halten. Franz 
Alt war jahrelang Leiter und Moderator 
des politischen TV-Magazins „Report“. 
Zuletzt fungierte er als Leiter und Mo-
derator des 3sat-Magazins „Grenzen-
los“, als Kommentator für zahlreiche 
Zeitungen und als Buchautor. Zu sei-
nen Werken gehören „Schilfgras statt 
Atom“ und „Die Sonne schickt uns 
keine Rechnung, Neue Energie – Neue 
Arbeitsplätze“. Die Aufl age seiner Bü-
cher, die in zwölf Sprachen erschienen 
sind, liegt bei über zwei Millionen. 
Für seine Leistungen erhielt Franz 
Alt zahlreiche Auszeichnungen, unter 
anderem den Adolf-Grimme-Preis, 
die Goldene Kamera, den Bambi, den 
Deutschen Solarpreis und den Um-
weltpreis der Deutschen Wirtschaft. 

Zudem gelang es, den Präsidenten 
des Umweltbundesamtes, Prof. Dr. 
Andreas Troge, als Referenten zu ge-
winnen. Er wird zum Thema „Beschäf-
tigungswirkungen der Umweltpolitik 
– Stand und Perspektiven“ vortragen. 
Prof. Troge leitet seit 1995 die zentra-
le Umweltbehörde des Bundes, das 
Umweltbundesamt, mit seinen über 
1.000 Mitarbeitern. 

Im Anschluss an diese beiden 
Vorträge geben Repräsentanten füh-
render deutscher Forschungsinstitute 
ihre Einschätzungen zu den Beschäf-
tigungswirkungen der Umweltpolitik 
ab. Dies sind Prof. Dr. R.-U. Sprenger 
vom ifo Institut München, Dr. Manuel 
Frondel vom RWI Essen und Dr. Klaus 
Renning vom ZEW Mannheim. 

Das 3. Chemnitzer Symposium 
„Europa und Umwelt“ organisieren 
Herr Prof. Dr. Klaus Dieter John, Pro-
fessur für Wirtschaftspolitik, und Herr 
Dr. Dirk Rübbelke, Juniorprofessur für 
Europäische Wirtschaft, gemeinsam 
mit der Sächsischen Landesstiftung 
Natur und Umwelt. Dabei werden sie 
von der Chemnitzer Wirtschaftswis-
senschaftlichen Gesellschaft e.V. un-
terstützt. 

Das Symposium fi ndet im Rahmen 
der diesjährigen Europawoche und 
zwar am Montag, den 02. Mai 2005 
von 9.00 Uhr bis 16.15 Uhr in Raum 
N113, Neues Hörsaal- und Seminar-
gebäude (Orangerie), Reichenhainer-
str. 90 statt. Die Veranstaltung richtet 
sich nicht nur an Studenten, sondern 
an alle Interessierte. 
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1  Marktzutrittsspiele   
 als Ausgangspunkt

In vielen Bereichen der Ökonomie sind 
Marktzutrittskonstellationen zu beob-
achten. Hierbei sehen sich etablierte 
Unternehmen einem drohenden Zutritt 
potenzieller Konkurrenten gegenüber. 
Einige Spezialdisziplinen der Volks-
wirtschaftslehre (wie insbesondere 
die Industrieökonomik) beschäftigen 
sich mit derartigen Sachverhalten. Zur 
vereinfachten Darstellung der Realität 
wird dabei häufi g die Existenz nur we-
niger oder gar eines Anbieters unter-
stellt.

Eine an der volkswirtschaftlichen Dis-
ziplin oftmals geübte Kritik ist die 
mangelnde Realitätsnähe. Eine wider-
sprüchliche Situation stellt beispiels-
weise das so genannte Handelsketten-
paradoxon1 dar. Vereinfacht dargestellt 
besagt es, dass ein bis dato den Markt 
voll beliefernder Monopolist bei einem 
sich ankündigenden Zutritt potenziel-
ler Konkurrenz theoretisch nicht um 
die Behauptung seines Marktanteils 
kämpfen wird. Folglich werden nach 
dem Eintritt in allen Teilmärkten jeweils 
zwei Anbieter friedlich koexistieren.

Bei genauer Betrachtung der Praxis 
stellt man fest, dass kampfl ose Eintrit-
te zwar zu beobachten sind. Aber nicht 
selten kommt es auch zum Kampf zwi-
schen dem/den alteingesessenen Un-
ternehmen (Incumbent) und potenziell 
in den Markt eintretenden Anbietern 
(Entrants). Die Verhaltensweise der 
Akteure und damit der Ausgang eines 
solchen „Spiels“ hängen in der Regel 
von den getroffenen Annahmen ab.

Legt man beispielsweise zugrunde, 
dass sowohl Monopolist als auch Ent-
rant rational handeln und über die 
Kostenstruktur sowie andere wichtige 
Geschäftsdaten des Gegenüber voll-
ständig informiert sind, besteht die 
Möglichkeit der Antizipation zukünfti-
ger Handlungen.2 Diese Annahme ist 
jedoch in den seltensten Fällen auf die 
Praxis übertragbar. Denn insbesondere 
Unternehmen, die einen Markt bisher 
noch nicht bedient haben, verfügen 
in der Regel über wenig bis keine den 
neuen Markt betreffende Informatio-
nen.

Eine weitere Annahme ist das Vorhan-
densein von Transaktionskosten. Die-
se existieren in verschiedenster Art 
und Ausprägung. Beim Markteintritt 
entstehen Anbietern irreversible Auf-

wendungen, so genannte sunk costs.3 
Nicht wenige wissenschaftliche Ab-
handlungen blenden dieses realistische 
Phänomen jedoch gänzlich aus.

2 Die Existenz von Lern-  
 und Wechselkosten

In Branchen, deren Produkte eine Halt- 
bzw. Nutzbarkeit von etwa zwei bis 
vier Jahren aufweisen, treten zwei be-
sondere Arten von Transaktionskosten 
auf, so genannte allgemeine Lern- und 
Wechselkosten. Erstere hat ein Konsu-
ment aufzuwenden, wenn er erstmals 
ein Produkt von einer bestimmten Pro-
duktart kauft. Hierzu zählen beispiels-
weise Mobiltelefone oder Schreibsoft-
ware für Personal Computer. Abbildung 
1 verdeutlicht, dass ein bisher unwis-
sender, sich in Ebene I befi ndlicher 
Konsument, erst einmal allgemeine 
Lernkosten aufzuwenden hat, um auf 
die zweite Ebene zu gelangen.

Hat ein Konsument vorher ein ähnli-
ches Produkt besessen, verfügt er im 
Gegensatz zu Nachfragern der ersten 
Ebene bereits über elementare Kennt-
nis bezüglich des Umgangs mit dem 
Produkt. Er hat sich lediglich die kon-
krete Funktionsweise der neuen Mar-
ke anzueignen, so dass aus dem Kauf 
einer anderen Marke ausschließlich 
Wechselkosten erwachsen.4

Die beim Sprung von Ebene I auf Ebene 
II entstehenden allgemeinen Lernkos-
ten werden in der Literatur entweder 
den Wechselkosten zugeschlagen5 oder 
gänzlich ausgeblendet. Wie auch Lern-
kosten, werden 
Letztere in der 
Regel als sunk 
costs für den 
Konsumenten 
interpretiert.6 
Somit sind sie 
eine legitime 
Marktzutritts-
schwelle für 
das eintretende 
Unternehmen. 
Die (wiederhol-
te) Nachfrage 
reagiert umso 
unelast ischer 
auf Preisvaria-
tionen, je höher 
die Wechselkos-
ten sind. Gleich-
zeitig vermin-
dert sich damit 

die Wettbewerbsintensität. Gleichwohl 
ist der Wettbewerb um neue, noch un-
entschlossene Kunden, umso größer, 
je höher die Wechselkosten sind. Der 
Grund hierfür liegt auf der Hand: „[...] 
a higher market share [in the fi rst pe-
riod] makes the fi rm better off in the 
second period.“7 Ein Markenwech-
sel lohnt sich für einen Konsumenten 
nicht, wenn der Preis des neuen Pro-
duktes zuzüglich Wechselkosten höher 
ist als der der Stammmarke. Durch 
diese Kundenbindung wird der Kampf 
um Marktanteile in der start-up-Perio-
de umso härter.

Nicht selten ist in Märkten eine Nach-
fragefl uktuation zu beobachten: Nach 
jeder Periode tritt ein bestimmter An-
teil der Stammkunden aus dem Markt 
aus und wird durch neue, ungebunde-
ne und gleichzeitig „kaufwillige“ Kon-
sumenten ersetzt. In einem solchen 
Fall besteht einerseits die Möglichkeit 
eines Preiskampfes. Hier setzen die 
Anbieter einen Kampfpreis.8 Anderer-
seits könnte es auch ein friedliches 
Miteinander geben. Letzteres wird sich 
einstellen, wenn der Markt groß genug 
ist. Dann ist hier möglicherweise Platz 
für alle Unternehmen.

Bezogen auf die Konstellation mit ei-
nem Alleinanbieter und einem zutritts-
willigen Konkurrenten, bedeutet dies 
Folgendes: Je kleiner der Nettozulauf 
an Nachfragern bzw. je größer der An-
teil des bisherigen Monopolisten an den 
bis dato auf dem Markt nachfragenden 
Konsumenten ist, umso entspannter 
stellt sich das Konkurrenzverhältnis 
dar. Der Anreiz des Alteingesessenen, 
um neue Nachfrager zu buhlen, ist 
dann vergleichsweise gering. Vielmehr 
wird er sich auf die Ausbeutung seiner 
an ihn gebundenen Kunden konzentrie-
ren. Diese Gegebenheit wird als (dyna-
mic) fat-cat effect bezeichnet, wonach 
der ehemalige Monopolist (als gesät-
tigte Katze) keinen Anreiz hat, weitere 
Kunden (bzw. Mäuse) zu fangen.9

Marktzutritt, Wechsel-
kosten und Antidumping

von Dipl.-Ök. Jens Metge 

Abb. 1: Unterscheidung von Lern- und Wechselkosten
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3  Wechselkosten in der   
 Praxis

Das einheimische Unternehmen befi n-
det sich in einem Dilemma: „Should 
[..] [the domestic fi rm] charge a high 
price that capitalises on its repeat pur-
chasers but restricts it to a small share 
of [..] [the] market, or should it charge 
a low price that attracts new customers 
but does not take advantage of its cur-
rent customer base?“10 Wie angedeu-
tet, sind beide Vorgehensweisen denk-
bar. Unternehmen neigen indes dazu, 
den Brückenschlag zwischen beiden 
Strategien hinzubekommen. Ein adä-
quates Mittel hierfür ist die Preisdiskri-
minierung.11 Dabei versuchen Anbieter 
potenzielle bzw. Stammkunden mit 
Vergünstigungen anzusprechen, die 
diese zum (Wieder-)Kauf bewegen sol-
len. Exemplarisch werden im Folgen-
den drei Bereiche beleuchtet: die Luft-
verkehrsbranche sowie die Märkte für 
Ferngespräche und Mobiltelefone.

Seit Beginn der Achtzigerjahre des 
zwanzigsten Jahrhunderts setzt die 
Luftverkehrsindustrie vermehrt auf 
Kundenbindungsprogramme. Die Un-
ternehmen sind geneigt, damit den 
Wettbewerb zu minimieren. Dies ge-
währleistet eine bedingte Planungs-
sicherheit, die – vor allem in Zeiten 
rückläufi ger Passagierzahlen – zur Si-
cherung der Marktanteile (und damit 
zum Fortbestand von Unternehmen) 
beitragen kann.12 Die relevante Ziel-
gruppe ist insbesondere die Klientel der 
so genannten frequent fl yer. Vielfl ieger 
sollen mithilfe von Rabattprogrammen 
dazu bewogen werden, weiterhin bei 
einem Anbieter zu buchen bzw. zu die-
sem zu wechseln. Deutschen Vielfl ie-
gern ist vor allem das Miles-&-More-
Konzept der Deutschen Lufthansa AG 
bekannt, welches ihnen Geschenke 
und Bonusmeilen zusichert. Laut Un-
ternehmensangaben ist es mit 8,8 Mio. 
Mitgliedern (im Dezember 2003) das 
erfolgreichste seiner Art in Europa.13

Banerjee und Summers (1987) haben 
die Luftverkehrsbranche untersucht.14 
Zur Erklärung verwenden sie ein Drei-
Perioden-Modell, in dem sich Konsu-
menten jeweils zwei Perioden in dem 
Markt befi nden und Markteintritt zu 
Beginn jeder Periode erfolgt. Als An-
reiz für die langfristige Bindung an ein 
Unternehmen, erhalten Konsumenten 
beim Kauf eines Flugtickets einen Gut-
schein. Das Ergebnis ist verblüffend: 
Der Preis wird in der ersten Periode 
gleich dem Wert des Kupons gesetzt. 
Somit ist das Fliegen in der jeweils ers-
ten Periode für die Kunden quasi kos-
tenlos.

Die schwedische Luftfahrtindustrie 
wurde im Zeitraum von 1992 bis 2002 
im Rahmen einer Analyse auf Wech-
selkosten untersucht.15 Die Studie be-
dient sich beobachteter Preise dreier 
Fluggesellschaften auf sieben inländi-

schen Flugrouten sowie der Passagier-
zahlen als empirischen Marktanteil. 
Zugrunde gelegt wurde das fl exibels-
te und zugleich teuerste Ticket der 
drei Gesellschaften. Besonderheit des 
Marktes ist die Existenz von Monopol-
strecken, die den Fluggesellschaften 
zustehen. Die Wechselkosten machen 
einen beträchtlichen Teil des Produkt-
preises aus. Bis zur staatlichen Inter-
vention im Jahre 2001 gegen die Prak-
tiken von Scandinavian Airlines (SAS) 
lag der Anteil der Wechselkosten am 
durchschnittlichen Ticketpreis bei dem 
Unternehmen mit 12,4 Prozent am 
höchsten. Die hierdurch entstehen-
den Wohlfahrtsverluste wurden als be-
trächtlich eingeschätzt.

Ein weiteres Beispiel stellt der norda-
merikanische Markt für Ferngespräche 
dar. Nach dessen Deregulierung streb-
ten neue Anbieter in den Markt. In 
diesem Segment waren zwei qualitativ 

zu unterscheidende Cluster auszuma-
chen: zum einen Kunden, die vermehrt 
mit Freunden und Familienangehörigen 
telefonieren, zum anderen sonstige 
Personen. Microwave Communications 
Incorporated (MCI) hat im Jahre 1991 
einen „Sparplan“ speziell für Telefonate 
mit Freunden und Verwandten entwi-
ckelt, um leichter in dem von der Ame-
rican Telephone and Telegraph Compa-
ny (AT&T) mit 70 Prozent dominierten 
Markt Anteile zu gewinnen.

Der kleine Konkurrent steigerte seinen 
Umsatz innerhalb eines Jahres um eine 
halbe Milliarde US-Dollar bei einem 
Anstieg des Marktanteils von 14 auf 
16 Prozent. AT&T zog jedoch nicht mit 
einer eigenen Rabattkampagne nach. 

Die Erklärung dafür folgt dem Bild der 
gesättigten Katze: „The key to MCI’s 
success is that AT&T remained signifi -
cantly larger than MCI after MCI’s ex-
pansion. In other words, AT&T was too 
big to match MCI’s offer.“16

Als drittes Beispiel ist der deutsche 
Markt für Mobiltelefone zu benennen. 
Die Verkaufszahlen der Produkte sind 
in den letzten Jahren erheblich ange-
stiegen. Die Zahl dieser portablen Te-
lefone in den deutschen Privathaushal-
ten hat sich laut Berichten des Statisti-
schen Bundesamtes von 1998 (mit 4,5 
Millionen) bis 2003 auf 43,3 Millionen 
Stück nahezu verzehnfacht. Zu Beginn 
des Jahres 2003 besaßen 72,5 Prozent 
der deutschen privaten Haushalte ein 
solches Kommunikationsmittel.17 Im 
Hinblick auf das Vorliegen von Wech-
selkosten ist der Markt ein Spezialfall, 
da hier zwei hierarchische Ebenen zu 
berücksichtigen sind, auf denen sich 
Nachfrager beim Kauf zu entscheiden 
haben. Zunächst entscheidet ein Kon-
sument über den Anbieter, dann erst 
über die Marke.

Die vier Anbieter T-Mobile (D1), Voda-
fone (D2), Eplus und O2, binden ihre 
Kunden mit 24-monatigen Verträgen 
(plus Extrageschenken beim Abschluss 
von Folgeverträgen) an sich. Eine wei-
tere Maßnahme ist die Entwicklung 
von produkteigenen Charakteristika, 
also die Endogenisierung von Wechsel-
kosten. Hierbei ist bei ähnlicher oder 
gleicher funktioneller Ausstattung vor 
allem die bekannte Funktionsweise 
entscheidend: Ein Konsument, der die 
Marke wechselt, hat sich erst einmal 
auf das neue Telefon einzustellen.18

4  Subventionierung von   
 Wechselkosten

Wie die Betrachtung der drei Praxis-
beispiele zeigt, sind bei einer Kauf-
entscheidung neben dem Produktpreis 
auch Wechselkosten einzubeziehen. 
Bei ähnlichen Preisen führen diese 
möglicherweise dazu, dass ein Kunde 
ein weiteres Mal die bisherige Marke 
kauft. Damit hat ein alteingesessenes 
Unternehmen Vorteile gegenüber spä-
ter in den Markt eintretender Konkur-
renz.

Eine Möglichkeit des Ausgleichs dieses 
Wettbewerbsnachteils ist die Subventi-
on der Wechselkosten durch den Neu-
ling. Die Konsumenten haben bei einem 
Wechsel nicht den kompletten effekti-
ven Preis, bestehend aus Produktpreis 
und Wechselkosten, zu entrichten. Viel-
mehr wird der Entrant die Wechselkos-
ten (zumindest partiell) tragen. Eine 
partielle Subventionierung erscheint 
plausibel. Ausschlaggebend hierfür ist 
die Gegebenheit, dass ab einem ge-
wissen Punkt bei einer Preissenkung 
der Preiseffekt gewichtiger ist als die 
zu verzeichnende Nachfrageerhöhung. 
Der Unternehmensgewinn würde sich 

Jens Metge ist seit April 2002 wis-
senschaftlicher Mitarbeiter am 
Lehrstuhl VWL II (Mikroökonomie) 
der Technischen Universität Chem-
nitz. Sein Forschungsinteresse gilt 
insbesondere der Industrieökono-
mik, den Europa-Studien und der 
internationalen Handelspolitik.
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folglich verringern. Andererseits wäre 
der Mengen- bzw. Nachfrageeffekt bei 
einer Erhöhung des Preises womöglich 
zu groß. Der Newcomer kann seinen 
Preis demnach so weit verringern, bis 
dies zu einer Verminderung seines Ge-
winns führt.

Im Rahmen eines konstruierten Bei-
spiels mit einem etablierten inlän-
dischen Alleinanbieter (H), der sich 
dem drohenden Marktzutritt durch ein 
ausländisches Unternehmen (F) ge-
genübersieht, ist die Situation rasch 
zu durchschauen. Auf einer linearen 
Marktstrecke im Intervall von 0 bis 1, 
wird der Standort der Unternehmen 
nach dem Markteintritt von F zur Ver-
einfachung exogen determiniert: Die 
Konkurrenten werden an den Enden 
des Marktes positioniert; der Einheimi-
sche (H) bei 0, der Newcomer (F) bei 
1.19 Der Sachverhalt wird in Abbildung 
2 dargestellt.

 Die Nachfrager sind auf der Strecke 
gleich verteilt, jeder fragt eine Einheit 
nach. Die diagonalen Linien stellen die 
mit der Entfernung zum jeweiligen An-
bieter steigenden Gesamtausgaben ei-
nes Konsumenten dar. Der Nachfrager 
mit dem Standort x1 muss für Produkt 
H weniger zahlen als der bei x2 positi-
onierte. Gleichzeitig werden beide Gut 
H kaufen, da es für sie günstiger ist als 
Produkt F.

Die Wechselkosten (s) erhöhen den in 
Periode 2 effektiv vom Konsumenten 
für Produkt F zu zahlenden Produkt-
preis , so dass das Marktgleich-
gewicht von  nach  verscho-
ben wird. Konsumenten mit Standort 
zwischen dem alten und dem neuen 
Gleichgewicht werden nun Produkt H 
präferieren. Man kann zeigen, dass F 
die Wechselkosten in dem Fall zu zwei 
Drittel subventionieren wird.20 Durch 

eine partielle Subventionierung läge 
das Gleichgewicht bei . Der Markt-
anteil von F wäre geringer als der des 
einheimischen Konkurrenten, gleich-
zeitig aber höher als ohne die Teilsub-

ventionierung.

5  Marktzutrittsabschrek-  
 kung bei Antidumping

In der in Abbildung 2 dargestellten 
Konstellation setzt der Anbieter F sei-
nen Produktpreis unterhalb des ein-
heimischen Produktpreises; der zu 
zahlende Preis ( ) liegt damit (im 
Ausgangsgleichgewicht ) um  
über  bzw. um  unter . Nimmt 
man an, dass ein exogen festgelegter, 
ausschließlich für ausländische Unter-
nehmen verbindlicher Mindestpreis 
existiert und  unterhalb dieses 
Normpreises liegt, so läge hier der Tat-
bestand des Dumping vor.21 Aufgrund 
der Preisregel hat der Neuling seinen 
Preis entweder anzupassen oder eine 
Klage betreffend Antidumping (AD) 
hinzunehmen.

Das einheimische Unternehmen anti-
zipiert dieses Verhalten. Da die Preis-
regel ausschließlich für ausländische 
Anbieter verbindlich ist, verfolgt der 
Incumbent unter Umständen die Stra-
tegie, den Neuling mit gezielter Preis-
setzung am Marktzutritt zu hindern.22 
Und zwar genau dann, wenn sein Ge-
winn bei einer Abschreckungsstrategie 
höher ist als bei friedlichem Miteinan-
der. „The higher the sunk costs [and 
the switching costs respectively] a new 
entrant must incur, the higher can the 
incumbent’s profi ts be, without induc-
ing entry.“23 Die bloße Existenz von 
AD-Regelungen führt zu einer strategi-
schen Verhaltensänderung der Akteu-

re, die ihren Preis anders setzen wer-
den als im Freihandelsregime.24

Möglicherweise blockieren AD-Rege-
lungen bei vorliegenden Wechselkos-
ten Marktzutritte ausländischer An-
bieter. Ist der exogen festgelegte Min-
destpreis ( ) in dem Land zu hoch, 
könnte der potenziell Eintretende (F) 
im H-Markt keinen gewinnbringen-
den Preis setzen. Folglich wird er dem 
Markt fernbleiben. Abbildung 3 veran-
schaulicht diese Situation mit einem 
weiteren konstruierten Beispiel.25

Angenommen, F subventioniert die 
Wechselkosten bei einer verbindli-
chen Mindestpreisregel wie im oben 
beschriebenen Freihandelsfall zu zwei 
Drittel. Dann wird der Marktzutritt 
gänzlich blockiert, wenn  in je-
dem Fall oberhalb von  liegt. Denn 
der Mindestpreis zuzüglich ein Drittel 
der Wechselkosten liegt in dem Bei-
spiel stets über dem Vergleichspreis 
von H. Demnach würde H den Markt 
vollständig bedienen.

Unterbietet F den Normpreis und be-
treibt damit Dumping, hat er zukünf-
tig aller Wahrscheinlichkeit nach zwar 
eine AD-Klage hinzunehmen. Sein Ziel, 
den Aufbau eines Kundenstamms, hat 
er aber dennoch erreicht.

6 Fazit

Das eingangs erwähnte Handelsketten-
paradoxon greift eine Marktzutrittskon-
stellation auf, in der es für einen Mono-
polisten lohnenswert ist, Marktzutritte 
kampfl os hinzunehmen. Ergänzt man 
eine derartige Situation durch wenige 
Nebenbedingungen, erhält man jedoch 
ein neues Ergebnis: Unter gegebenen 
Annahmen ist ein Kampf um Marktan-
teile lohnenswert.

Das Vorliegen von Wechselkosten als 
ein in bestimmten Märkten realisti-
sches Phänomen, ist eine derartige An-
nahme. Wechselkosten veranlassen in 
einen Markt eintretende Unternehmen 
unter Umständen dazu, den effekti-
ven Produktpreis und somit potenzielle 
Käufer zu subventionieren. Ziel ist da-
bei der Aufbau eines Kundenstamms. 
Existiert in dem betreffenden Markt ein 
exogen bestimmter Mindestpreis, be-
deutet dessen Unterbietung durch den 
ausländischen Anbieter Dumping.

Antidumping-Regelungen bevorteilen 
einheimische Anbieter. Diese werden 
hierdurch vor Markteintritten geschützt 
und haben selbst die Möglichkeit, Zu-
trittsabschreckung zu betreiben. Lohnt 
sich dies für ein einheimisches Unter-
nehmen, wird es seine Preissetzung 
so ausrichten, dass andere Anbieter 
fernbleiben. Die bloße Existenz der 
Preisregel führt zu einer strategischen 
Verhaltensänderung sowohl des In-
cumbent als auch des Newcomer.

Regelungen betreffend Antidumping 
sind demnach als Industrieschutzpo-

Abb. 2: Die Subventionierung von Wechselkosten
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litik zu verstehen. Sie schränken den 
freien Wettbewerb ein, da „[...] (tat-
sächliche oder potenzielle) Konkurrenz 
als wesentliche Kraft zur Disziplinie-
rung des Monopolisten ausgeschaltet 
wird und nun als Folge der Politik Aus-
beutungsspielräume entstehen.“26 Die 
Einschränkung des freien bzw. mögli-
chen Wettbewerbs verringert zudem 
den Anreiz inländischer Anbieter zur 
Anpassung an sich ändernde Rahmen-
bedingungen. Geltende Regelungen 
sind somit zu überdenken, da sie das 
gewünschte Ziel unter Umständen ver-
fehlen und mit zu vielen negativen Ne-
benwirkungen behaftet sind.
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Farben als 
Marken

von Wolfgang Sekretaruk

1 Die Marke als Schutz- 
 instrument für Kenn- 
 zeichen

Mit Inkrafttreten des Markengesetzes 
am 01.01.1995 wurde die prinzipiel-
le Möglichkeit eröffnet Markenschutz 
für Farben allein durch Eintragung in 
das vom Deutschen Patent- und Mar-
kenamt geführte Register zu erhalten. 
Diese Neuerung führte zu der Einord-
nung der Farbe als sogenannte „neue“ 
Markenform. Diese Marken, zu denen 
neben der Farbe auch die dreidimen-
sionale Form insbesondere einer Ware 
gehört, haben in Literatur und Recht-
sprechung zu großen Unsicherheiten 
geführt. Diese kurze Abhandlung zeigt 
die wesentlichen Probleme und die ge-
fundenen Lösungen auf. 

2 Markenfähigkeit und  
 absolute Schutzhin-  
 dernisse

2.1 Markenfähigkeit

Die Frage, ob Farben und Farbzu-
sammenstellungen an sich als Mar-
ke schutzfähige Zeichen sind (§ 3 
Abs. 1 MarkenG) ist durch den EuGH1 
als bindende Auslegungsinstanz ge-
klärt. Nach diesen Vorgaben hat die 
Markenfähigkeit drei Voraussetzungen: 
Es muss sich bei einer Marke um ein 
Zeichen handeln, das graphisch dar-
stellbar ist (nach deutschem Marken-
recht als Schutzhindernis zu prüfen, § 8 
Abs. 1 MarkenG) und eine Unterschei-
dungseignung aufweist. Farbmarken 
können von Eigenschaften von Gegen-
ständen abgegrenzt werden und des-
halb ein Zeichen sein. Die Wiedergabe 
des Zeichens muss in der Weise erfol-
gen, dass es genau identifi ziert werden 
kann, insbesondere mit Hilfe von Figu-
ren, Linien oder Schriftzeichen. Diese 
Wiedergabe muss klar, eindeutig, in 
sich abgeschlossen, leicht zugänglich, 
verständlich, dauerhaft und objektiv 
sein und sollte bei Farbmarken durch 
Bezugnahme auf ein Farbklassifi zie-
rungssystem erfolgen. Auch die dritte 
Voraussetzung, die abstrakte Kenn-
zeichnungseignung ist gegeben, da es 
auch nach der restriktiven Sicht des 
EuGH nicht auszuschließen ist, dass es 
Situationen gibt, in denen die Farbe als 
solche auf die Herkunft der Waren oder 
Dienstleistungen hinweisen kann. 

2.2  Darstellbarkeitsprobleme   
   bei Farbkombinationen

Eine Farbmarke, die nur aus einer 
einzigen Farbe besteht, kann am ein-
fachsten durch Bezugnahme auf ein 
Farbklssifi zierungssystem, wie etwa 
RAL, HKS oder Pantone dargestellt 
werden. Sollen jedoch Farbzusammen-
stellungen eingetragen werden, sind 
verschiedene Konstellationen denkbar. 
Probleme der Bestimmtheit ergeben 
sich nicht, wenn die Farbgestaltung 
nur Teil der Marke ist. So können etwa 
Worte in einer bestimmten Farbe ge-
schützt werden, genauso wie Bilder 
oder dreidimensionale Gestaltungen, 
z. B. die Ware selbst oder auch Wa-
renverpackungen. Denkbar sind auch 
Aufmachungen, die bestimmte Farb-
verteilungen zum Gegenstand haben. 
Bestimmtheitsprobleme treten dann 
auf, wenn mehrere Farben als Marke 
„abstrakt“ beansprucht werden, ohne 
dass angegeben wird, welchen Anteil 
die Farben an der Marke haben bzw. 
wie diese innerhalb der Marke verwen-
det werden sollen. In seinem Urteil 
vom 24.06.20042 stellt der EuGH hohe 
Anforderungen an die Bestimmtheit 
der grafi schen Darstellung. Dies ist bei 
zwei oder mehr abstrakt und kontur-
los beanspruchten Farben nur dann 
gewährleistet, wenn die Darstellung 
der Farben so angeordnet ist, dass die 
Farben in vorher festgelegter und be-
ständiger Weise verbunden sind. Im 
Endeffekt bedeutet dies wohl das Ende 
der vieldiskutierten abstrakten Mehr-
farbmarke als Registermarke. 

2.3  Die Schutzhindernisse des  
   § 8 Abs. 2 MarkenG

Ausgangspunkt der Überlegungen zu 
diesem Thema ist die Feststellung, 
dass Farben in der Werbepraxis häu-
fi g auch in beschreibender Weise ver-
wendet werden. Eine Monopolisierung 
durch Markenschutz würde in diesen 
Fällen zu ökonomisch unerwünschten 
Ergebnissen führen. 

2.3.1  Das Schutzhindernis   
    des Fehlens jeglicher   
    Unterscheidungskraft

Nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 MarkenG sind 
Marken, denen für die Waren oder 
Dienstleistungen jegliche Unterschei-
dungskraft fehlt, von der Eintragung 
ausgeschlossen.

Übertragen auf das Gebiet der Far-
ben bedeutet dies, dass von einer 
fehlenden Unterscheidungskraft aus-
gegangen werden kann, wenn die 
Farbe allein und ohne weiteres, einen 
verständlichen Sachhinweis an die 
beteiligten Verkehrskreise gibt, oder 
wenn sie von verschiedenen Anbietern 
- ohne beschreibende Funktion - in nur 
dekorativer Weise verwendet wird. 

2.3.2  Das Schutzhindernis   
    des sogenannten Freihal- 
    tebedürfnisses

Der Begriff des Freihaltebedürfnisses 
kommt weder im Markengesetz noch 
in der Markenrichtlinie vor3. Es han-
delt sich um einen von der Verwaltung 
und der Rechtsprechung verwende-
ten Sammelbegriff für die unter das 
Schutzhindernis des § 8 Abs. 2 Nr. 2 
MarkenG fallenden Regelungsgegen-
stände. Nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 MarkenG 
sind solche Zeichen von der Eintra-
gung ausgeschlossen, die ausschließ-
lich aus Zeichen oder Angaben beste-
hen, die im Verkehr zur Bezeichnung 
der Art, der Beschaffenheit, der Men-
ge, der Bestimmung, des Wertes, der 
geographischen Herkunft, der Zeit der 
Herstellung der Waren oder der Erbrin-
gung der Dienstleistungen (1. Alterna-
tive) oder zur Bezeichnung sonstiger 
Merkmale der Waren oder Dienstleis-
tungen (2. Alternative) dienen können. 
Farben können sowohl die benannten 
Merkmale bezeichnen, als auch die 
sonstigen.

2.3.3  Üblich gewordene Zeichen

Nach der Vorschrift des § 8 Abs. 2 
Nr. 3 MarkenG sind Marken von der 
Eintragung ausgeschlossen, die aus-
schließlich aus Zeichen oder Anga-
ben bestehen, die im allgemeinen 
Sprachgebrauch oder in den redlichen 
und ständigen Verkehrsgepfl ogenhei-
ten zur Bezeichnung der Waren oder 
Dienstleistungen üblich geworden 
sind. Farben als Marken können wie 
andere Marken auch, diesem Prozess 
unterworfen sein.

2.3.4  Die weiteren Schutzhin-  
    dernisse des § 8 Abs. 2   
    Nr. 2 MarkenG

Die Fälle des § 8 Abs. 2 Nr. 4 – 10 
MarkenG spielen sowohl allgemein, als 
auch speziell bei Farbmarken praktisch 
keine oder allenfalls eine untergeord-
nete Rolle. 

2.3.5  Verkehrsdurchsetzung in  
    den beteiligten Verkehrs- 
    kreisen

Die Schutzhindernisse des § 8 Abs. 2 
Nr. 1, 2 und 3 MarkenG sind nach 
der deutschen Gesetzesfassung dann 
überwunden, wenn die Marke sich vor 
dem Zeitpunkt der Entscheidung über 
die Eintragung infolge ihrer Benutzung 
für die Waren oder Dienstleistungen, 
für die sie angemeldet worden ist, in 
den beteiligten Verkehrskreisen durch-
gesetzt hat. Im Bereich der Farbmar-
ken gibt es einige praktische Beispiele. 
Übertragen auf den Farbmarkenschutz 
bedeutet dies, dass die Verwendung 
als Kennzeichen bei ansonsten nur als 
Dekoration verwendeten Farben rela-
tiv einfach ist, da nur erreicht werden 
muss, dass der angesprochene Ver-
kehr die Verwendung einer Farbe als 
Marke erkennt. Wenn allerdings einer 
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Farbe bereits beschreibende Funktio-
nen beigemessen werden, ist die Ver-
kehrsdurchsetzung kaum noch mög-
lich, da zumindest die Mehrheit der 
Verbraucher mit der Farbe nur den An-
bieter identifi zieren darf. Das trägt den 
Bedürfnissen des Wettbewerbs, die auf 
dem Gebiet des Gewerblichen Rechts-
schutzes immer im Vordergrund ste-
hen4, am besten Rechnung. „Braucht“ 
einen Farbton niemand zum Ausdrü-
cken einer Sachinformation, so sollte 
es auf einfache Weise möglich sein, 
diesen zu Kennzeichnungszwecken zu 
verwenden und durch Markenregistrie-
rung hieran ein Monopol zu erhalten. 
Sonstige – dekorative – Verwendun-
gen bleiben möglich, da der Inhaber 
einer Marke nur kennzeichenmäßige 
Verwendungen verbieten kann. Hat 
die Farbe dagegen eine beschreibende 
Bedeutung, liegt ein Schutzhindernis 
für eine Markenregistrierung vor, das 
so lange bestehen bleibt, bis die Far-
be sich nach dem Verkehrsverständnis 
vom Träger einer Sachinformation zu 
einem Hinweis auf einen bestimmten 
Hersteller gewandelt hat.

3 Relative Schutzhin-  
 dernisse

3.1  Markenkollisionen im Eintra- 
   gungsverfahren

Entspricht die Anmeldung den Anmel-
deerfordernissen und wird sie nicht 
gem. § 37 MarkenG - also insbesonde-
re nicht wegen des Vorliegens absolu-
ter Schutzhindernisse - zurückgewie-
sen, so wird die angemeldete Marke 
in das Register eingetragen und die 
Eintragung veröffentlicht (§ 41 Mar-
kenG). An die Veröffentlichung schließt 
sich das Widerspruchsverfahren an. 
Es handelt sich hierbei um einen der 
Eintragung nachgeschalteten Teil des 
Markenregistrierungsverfahrens. In-
nerhalb einer Frist von 3 Monaten 
nach dem Tag der Veröffentlichung der 
Eintragung der Marke kann gem. § 42 
Abs. 1 MarkenG von dem Inhaber ei-
ner Marke mit älterem Zeitrang gegen 
die Eintragung der Marke Widerspruch 
erhoben werden. Der Widerspruch 
kann zulässigerweise nur aus einem 
eng begrenzten Teil der vom Marken-
gesetz vorgesehenen - ohnehin nicht 
abschließenden (§ 2 MarkenG) - rela-
tiven Schutzhindernisse erhoben wer-
den: § 42 Abs. 2 MarkenG beschränkt 
die Widerspruchsgründe auf die der § 
9 Abs. 1 Nr. 1 und 2, § 10 und § 11 
MarkenG.

3.2 Der Identitätsschutz

Auf den Widerspruch hin kann die Ein-
tragung einer Marke nach § 9 Abs. 2 
Nr. 1 MarkenG gelöscht werden, wenn 
sie mit einer angemeldeten oder ein-
getragenen Marke mit älterem Zeit-
rang identisch ist und die Waren oder 

Dienstleistungen, für die sie eingetra-
gen worden ist, mit den Waren oder 
Dienstleistungen identisch sind, für 
die die Marke mit älterem Zeitrang 
angemeldet oder eingetragen worden 
ist. Relevante Probleme treten insbe-
sondere auf, wenn Abgrenzungen zur 
Ähnlichkeit von Farbtönen gefunden 
werden müssen.

3.3 Der Verwechslungsschutz

Nach § 42 Abs. 2 Nr. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 2 
MarkenG ist die Eintragung einer Marke 
im Falle eines Widerspruchs auch dann 
zu löschen, wenn wegen ihrer Ähnlich-
keit mit einer eingetragenen Marke mit 
älterem Zeitrang und der Ähnlichkeit 
der durch die beiden Marken erfassten 
Waren oder Dienstleistungen für das 
Publikum die Gefahr von Verwechslun-
gen besteht, einschließlich der Gefahr, 

dass die Marken gedanklich miteinan-
der in Verbindung gebracht werden5. 
Nach ständiger Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs und ihm fol-
gend auch des Bundesgerichtshofs6 ist 
die Beurteilung der Verwechslungsge-
fahr unter Berücksichtigung aller Um-
stände des Einzelfalles vorzunehmen. 
Dabei besteht eine Wechselwirkung 
zwischen den in Betracht zu ziehenden 
Faktoren, insbesondere der Ähnlich-
keit der Marken und der Ähnlichkeit 
der mit ihnen gekennzeichneten Wa-
ren oder Dienstleistungen, sowie der 
Kennzeichnungskraft der älteren Mar-
ke, so dass ein geringerer Grad der 
Ähnlichkeit der Waren oder Dienstleis-
tungen durch einen höheren Grad der 
Ähnlichkeit der Marken oder durch eine 
erhöhte Kennzeichnungskraft der älte-
ren Marke ausgeglichen werden kann 
und umgekehrt.

3.4  Die Ähnlichkeit der sich ge - 
   genüberstehenden Marken

Der Begriff der Markenähnlichkeit 
hat anders als der der Markenidenti-
tät noch keine endgültige Defi nition 
durch den Europäischen Gerichtshof 
erfahren. Wenn nach dieser Judikatur 
jedoch Identität impliziert, dass zwei 
verglichene Elemente in jeder Hinsicht 
(mit Ausnahme unbedeutender Unter-
schiede) auch gleich sind7, so ist es 
zur Abgrenzung von der Zeicheniden-
tität für die Ähnlichkeit Voraussetzung, 
dass zwei verglichene Elemente nicht 
in jeder Hinsicht übereinstimmen, also 
Unterschiede aufweisen. Dementspre-
chend ist der Bereich der Ähnlichkeit 
jedenfalls dann verlassen, wenn sich 
zwischen zwei zu vergleichenden Zei-
chen überhaupt keine Übereinstim-
mungen mehr ergeben. Nach allgemei-
nem Verständnis können Ähnlichkeiten 
in visueller, klanglicher und begriffl i-
cher Hinsicht gegeben sein.

- Visuelle Ähnlichkeiten

Farbeindrücke sind optische Eindrücke, 
so dass diese Verwechslungskategorie 
zumindest im Vordergrund steht, wenn 
sie nicht sogar die einzige ist.

- Klangliche Ähnlichkeiten

Die Farbmarke ist ein ausschließ-
lich optisch wahrnehmbares Zeichen. 
Klangliche Ähnlichkeiten könnten nur 
dann auftreten, wenn es Fallkonstella-
tionen gibt, in denen eine Farbmarke 
mit ihrem Farbwort benannt wird. Dies 
wird selten sein; ansatzweise gibt es 
die jedoch auf dem Gebiet des Sport, 
z.B. die Gelb-Schwarzen (Borussia 
Dortmund).

- Begriffl iche Ähnlichkeiten

Neben der Ähnlichkeit im Klang oder 
im (Schrift-)Bild ist auch die Ähnlich-
keit im Bedeutungs- (bzw. Sinn-) Ge-
halt zu beurteilen, weil Marken auf die 
mit ihnen angesprochenen Verkehrs-
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kreise in klanglicher, bildlicher und be-
griffl icher Hinsicht wirken8. Um eine 
Markenähnlichkeit anzunehmen, reicht 
in der Regel bereits die Ähnlichkeit in 
einem der drei genannten Wahrneh-
mungsbereiche aus9. Voraussetzung 
für eine begriffl iche Ähnlichkeit einer 
Farbmarke, etwa mit einer Wortmarke, 
deren Inhalt die wörtliche Bezeichnung 
der Farbe ist, ist dabei, dass die Farb-
marke mit der wörtlichen Benennung 
in naheliegender, ungezwungener 
und erschöpfender Weise bezeichnet 
wird10. Auch dies wird eher selten sein, 
ist aber nicht ausgeschlossen. 

Der Löschungsanspruch aufgrund des 
Widerspruchs (§ 42 Abs. 2 Nr. 1, § 9 
Abs. 1 Nr. 2 MarkenG) ist gegeben, 
wenn aufgrund der oben dargestellten 
Faktoren die Gefahr von Verwechslun-
gen besteht. Die insoweit vorzuneh-
mende Abwägung ist bei Farbmarken 
prinzipiell dieselbe wie bei anderen 
Markenformen.

4 Benutzungsfragen

Die Marke kennt - anders als alle ande-
ren gewerblichen Schutzrechte11 - kein 
absolutes Ende ihrer Schutzdauer. Eine 
Marke kann also im Prinzip beliebig oft 
durch Zahlung der Verlängerungsge-
bühren um weitere 10 Jahre verlängert 
werden (§ 47 Abs. 2 MarkenG). Sozu-
sagen als Gegengewicht zu dieser ewi-
gen Schutzdauer einer Marke besteht 
ein Benutzungszwang.Bei der Prüfung, 
ob eine Farbe auch tatsächlich als Mar-
ke benutzt wird, treten die eigentli-
chen Besonderheiten auf. Anders als 
das traditionelle Wort oder Bild ver-
steht der Verbraucher eine bestimmte 
Einfärbung nicht in jedem Fall als Un-
ternehmenshinweis. Für die Werbung 
eröffnet dies die Aufgabe, diese Hin-
weisfunktion auszufüllen.

5 Endnoten
1 EuGH, GRUR 2003, 604 (606) – Libertel.
2 EuGH, GRUR 2004, 858-860 - Heidelberger Bauchemie 
GmbH.
3 Ingerl/Rohnke, Markengesetz, 2. Aufl age, § 8 Rdn. 219.
4 Vgl. Etwa die zentralen Anspruchsvoraussetzungen 
in folgenden Vorschriften: § 14 Abs. 2 MarkenG: Un-
tersagungsmöglichkeit „im geschäftlichen Verkehr“; 
§ 40 Nr. 1GeschmMG: Ausschluss der Ansprüche aus 
einem Geschmacksmuster bei Handlungen im privaten 
Bereich zu nichtgewerblichen Zwecken; § 11 Nr. 1 PatG: 
Ausschluss der Patentwirkungen auf Handlungen im 
privaten Bereich zu nichtgewerblichen Zwecken.
5 Vgl. dazu Ingerl/Rohnke, Markengesetz, 2. Aufl age, § 9 
Rdn.7, § 14 Rdn. 226 - 254.
6 EuGH, GRUR 1998, 922 (923) - Canon, Rdn. 23; BGH 
GRUR 2002, 626 ( 627) - IMS zum identischen Begriff der 
Verwechslungsgefahr in § 14 Abs. 2 Nr. 2 MarkenG.
7 vgl. EuGH, GRUR 2003, 422(425) - Arthur/Arthur Et Féli-
cie, Rn. 50, 53.
8 EuGH, GRUR 1998, 387 (390), Rn. 23 - Sabel/Puma; 
BGH, GRUR 1999, 241 (243) - Lions.
9 BGH, GRUR 1999, 990 (992) - Schlüssel.
10 Ebd.
11 Z.B. Patent 20 Jahre (§ 16 Abs. 1 Satz 1 PatG); Ge-
brauchsmuster 10 Jahre (§ 23 Abs. 1 GebrMG); Topogra-
phien 10 Jahre (§ 5 Abs. 2 HalblG); Pfl anzensorten bis zu 
30 Jahre (§ 13 SortSchG); Geschmacksmuster 25 Jahre 
(§ 27 Abs. 2 GeschmMG).

Die quantitative und qualitative 
Komplexität im Gebrauchtwagenmarkt 
kann von den Marktteilnehmern i. d. 
R. nicht mehr beherrscht werden. Ei-
ner der weltweit größten Konsumen-
tenmärkte, der Kfz-Gebrauchtwagen-
markt, ist gekennzeichnet durch eine 
hohe Anzahl von Verkaufsobjekten 
mit individuell unterschiedlichen Ein-
zeldaten. Diese große und insbeson-
dere durch neue elektronische Me-
dien zunehmende Datenmenge, mit 
gleichzeitig aber sehr inhomogener 
Datenqualität, führt zu einer erhöh-
ten Marktintransparenz. Die Probleme 
bei der Findung eines marktgerechten 
Angebotspreises sind die Beschaffung 
und Verarbeitung dieser umfassenden 
Datenmenge sowie die notwendige Be-
herrschung der analytischen Preista-
xierung in den vielfältigen Qualitätsdi-
mensionen.

Die Angebotsmenge ist erschla-
gend, die für die Kaufentscheidung 
relevante Preis-Leistungs-Bewertung 
jedoch ist unterentwickelt. Dominie-
rende Player hinsichtlich Angebotsin-
formationen im Gebrauchtwagenmarkt 
sind die Online-Portale. Diese, für den 
Markt relevanten Portale haben eine 
Eigendynamik entwickelt, die sie dazu 
verleitet hat, sich insbesondere auf 
die Anzahl der angebotenen Objekte 
zu konzentrieren. Das führt derzeit 
zu Objektbeständen von bis zu einer 
Millionen Angebote pro Portal. Darü-
ber hinaus wurde jedoch versäumt, 
Instrumente zu entwickeln, die eine 
preisliche und qualitative Vergleich-
barkeit der Einzelobjekte aufzeigen 

können, um somit dem entscheiden-
den Kaufkriterium, dem transparenten 
Preis-Leistungs-Verhältnis, Rechnung 
zu tragen.

Die bloße Aufl istung der gefunde-
nen Angebote nach Eingabe einer spe-
ziellen Suchmaske ist noch keine Hilfe 
bei einer Preis-Leistungs-Bewertung 
und letztlich kein wirklicher Fortschritt 
im Vergleich zu den herkömmlichen 
Printmedien. Nachdem der User we-
nigstens nicht im Gesamtangebot al-
ler Produkte suchen muss, sondern 
hier bereits eine selektierte Auswahl 
bekommt, ist der eigentliche Teil der 
Arbeit zur Preis-Leistungs-Bewertung 
noch nicht getan. Konzentriert man 
sich auf die wesentlichen Qualitätskri-
terien, wie den Abnutzungsgrad eines 
Gebrauchtfahrzeugs (bei Gebraucht-
wagen km-Laufl eistung und Alter), so 
erhält man gedanklich einen dreidi-
mensionalen Raum, bei dem die x- und 
y-Achse den individuellen Abnutzungs-
grad im zweidimensionalen Raum auf-
spannt und die dritte Achse den Preis 
charakterisiert. Selbst erfahrene Ge-
brauchtwagenhändler können diese 
komplexe Preis-Leistungs-Bewertung 
vor dem Hintergrund umfassender 
Marken- und Modell-Angebotsmengen 
nur in begrenztem Maße intuitiv richtig 
vollziehen.

Ein tatsächlich am Marktpreis orien-
tiertes Instrument zur Preis-Leistungs-
Bewertung im Gebrauchtwagenmarkt 
ist derzeit noch nicht existent. Zurzeit 
werden maßgebliche Angebotspreise 
von deutschen Gebrauchtwagen durch 
Sachverständige von Unternehmen, 

wie beispielsweise Schwacke und DAT, 
manuell festgelegt. Sie basieren auf ei-
nem geringen Datenvolumen einzelner 
Gebrauchtwagenhändler und Herstel-
ler. Der Angebotspreis des individuell 
anzubietenden Gebrauchtfahrzeugs 
wird durch proportionale Berücksich-
tigung des Gebrauchtheitsgrades von 
diesen Basisbewertungen berechnet. 
Obwohl nahezu jede Einzelperson 
der westlichen Industrienationen an 
diesem bereits seit Jahrzehnten eta-
blierten Markt als Teilnehmer direkt 
oder indirekt beteiligt ist, ist bis heute 
noch kein Anbieter erkennbar, der den 
marktstatistisch gerechtfertigten aktu-
ellen Angebotspreis eines gebrauchten 
KFZ als Ergebnis der wesentlichsten 
Objektwertparameter angeben kann 
(wie beispielsweise die Bj.-Angabe als 
zeitliche Abnutzung und die km-Anga-
be als technische Abnutzung).

Einfache und professionelle Markt-
teilnehmer zweifeln zunehmend die 
herkömmlichen Gebrauchtwagenbe-
wertungen an. In der Praxis zeigen 
die Online-Gebrauchtwagenbörsen, 
dass die Daten der Preislisten der Ge-
brauchtwagen-Bewertungsunterneh-
men oftmals nicht den realistischen 
Marktpreis widerspiegeln. Bei genauer 
Betrachtung dieser Bewertungslisten 
erkennt man, dass sie auf relativ we-
nigen Preisvergleichsdaten basieren, 
dass sie proportional der aktuellen 
Anfrage angenähert werden und dass 
sie einen manuellen und somit willkür-
lichen Charakter aufweisen. Auch pro-
fessionelle Gebrauchtwagenhändler, 
die eigentlich von der Software dieser 

Verbesserte Marktpreistransparenz im Gebrauchtwagenmarkt
von Jörg Burmester
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Gebrauchtwagen-Bewertungsfirmen 
begünstigt sind, bestätigen die immer 
größer werdende Diskrepanz zwischen 
Schätzwerten dieser Bewertungslisten 
und den tatsächlichen Verkaufs- oder 
zumindest Angebotspreisen der Ge-
brauchtwagen. Die Gebrauchtwagen-
händler werden von der Zuverlässigkeit 
dieser Schätzwerte oftmals enttäuscht. 
Dies hat unmittelbare Auswirkungen 
auf die Standzeit der Verkaufsobjek-
te, auf die damit verbundenen Kapi-
talkosten und führt somit teilweise zu 
Existenz bedrohenden Liquiditätspro-
blemen.

Die unbefriedigende Preistranspa-
renz führt zu Unsicherheiten für alle 
Marktteilnehmer bei einer anstehenden 
Transaktion. Trotz der verbesserten In-
formationsmöglichkeiten hat sich die 
Transparenz eines gemeinschaftlich zu 
akzeptierendem fairen Durchschnitt-
spreises eher verschlechtert. Jede 
Verhandlungspartei kann nunmehr für 
sich die geeigneten Zahlen plausibel 
auswählen und somit ist die Spanne 
zwischen den Verhandlungsausgangs-
punkten größer und damit die Verhand-
lung schwieriger als in der Vergangen-
heit. Diese Bewertungsunsicherheit 
gilt gleichermaßen für den Käufer wie 
für den Verkäufer und betrifft auch alle 
weiteren involvierten Parteien solcher 
Transaktionen, wie beispielsweise Fi-
nanzierungspartner, Leasingunterneh-
men, Mietwagenunternehmen, Flot-
tenmanagement-Unternehmen etc. 

Volkswirtschaft-
lich betrachtet 
als auch auf die 
einzelnen Markt-
teilnehmer be-
zogen, wird als 
Konsequenz eine 
mögliche Fun-
gibilitäts- bzw. 
Umsatzsteige-
rung in diesem 
Massenmarkt 
durch derzeit 
unbefriedigende 
Marktpreisinfor-
mationen nicht 
ausgeschöpft.

Einen Lö-
sungsansatz er-
probt derzeit die 
Analytic Compa-
ny GbR, deren 
Ziel es ist die voll-
ständige und ak-
tuelle Angebots-
preistransparenz 
ähnlich einer 
Warenbörse zu 
ermöglichen. Die 
Preis-Leistungs-
Bewertung der 
AC basiert wei-
testgehend auf 
den existierenden 
und historisch 
gewachsenen 

Qualitätsdifferenzierungen und Markt-
preismechanismen im Gebrauchtwa-
genmarkt. Davon ausgehend kommen 
modernste Informationstechnologien 
und Analysemethoden zum Einsatz, 
die die vorherrschende Datenfl ut und 
Intransparenz bewältigen können. Im 
Ergebnis können ausgewählten Kun-
den auf Basis des aktuellen umfang-
reichen Gebrauchtwagenangebotes 
nachvollziehbare und somit realisti-
sche Angebotspreise für die spezielle 
Produktqualität transparent dargestellt 
werden. Der Lösungsansatz von AC ist 
auf die bessere Transparenz des Ange-
botspreises fokussiert, da dies die ers-
te und somit durchaus entscheidende 
Phase einer Transaktion darstellt.

Der angestrebte Lösungsansatz 
sollte trotz anspruchsvollem Design 
des Analyse-Modells dennoch an-
schaulich darstellbar sein. Zur Erfül-
lung eines solchen Anspruchs wurden 
zunächst die in der Marktforschung be-
kannten wissenschaftlichen Methoden 
hinsichtlich einer Eignung für den Ge-
brauchtwagenmarkt untersucht. Nach 
Bewertung der einzelnen Verfahren 
stellten sich speziell modifi zierte Re-
gressionsanalysen als geeignet heraus. 
Auf Basis dieser methodischen Ent-
scheidung wurden nunmehr mathema-
tische Analysen zu Gunsten eines op-
timalen Modelldesigns vorgenommen. 
Ein wichtiger Aspekt bei der Formulie-
rung eines solchen mathematischen 

Lösungsmodells war die Bedingung, 
dass es trotz des hohen analytischen 
Anspruchs dennoch überschaubar 
und nachvollziehbar für die Anwender 
in diesem Marktsegment sein sollte. 
Diese Zielsetzung verlangte eine sehr 
pragmatische Lösung, die zudem mög-
lichst unproblematisch kommunizier-
bar sein sollte. Eine visuelle Darstell-
barkeit mit maximal drei Dimensionen 
wurde daher von AC konsequent an-
gestrebt. Als weitere Randbedingung 
wurde zu Gunsten einer realistischen 
Durchschnitts-Preisfunktion eine ma-
ximale Rangzahl bzw. Funktionsglät-
tung vorgegeben (mathematisch be-
trachtet kann diese Funktionsglättung 
als „Trade-Off“ bewusst zu Lasten der 
Anpassungsqualität interpretiert wer-
den).

Durch eine anspruchsvolle analyti-
sche Prozesskette, die auf modernsten 
Informationstechnologien basiert, hat 
AC dieses Ziel erreicht. Besitzt man 
aktuellen Zugriff auf diese umfang-
reichen Datenmengen und beherrscht 
sie performant mit entsprechend mo-
dernen Datenverarbeitungskapazitä-
ten, fi ltert unrelevante Daten heraus, 
ergänzt extern weitere Daten, um die 
Datenqualität zu optimieren, und pro-
grammiert modernste Analyse-Verfah-
ren basierend auf dem dafür relevan-
ten Branchen-Wissen, sind die wesent-
lichen Wertschöpfungsstufen von AC 
realisiert bzw. kann man sich diesen 
lukrativen Informationsvorsprung zu 
Nutzen machen.

Die Analysemodelle von AC ermög-
lichen durch ihre Markttransparenz 
deutlich mehr Bewertungssicherheit 
und somit Transaktionssicherheit. Auf 
Basis der Kombination aus verbesser-
ter Datenbeschaffung, Datenreinheit 
und dem Einsatz objektiver, analyti-
scher Methoden, ist AC heute in der 
Lage das Überangebot an unbereinig-
ten Basisdaten statistisch aufzuberei-
ten, und umfangreich zu bearbeiten, 
um letztlich die Transparenz hinsicht-
lich des Angebotspreises zum Nutzen 
des gesamten Marktes oder zumin-
dest ausgewählter Marktteilnehmer 
wesentlich zu verbessern. Ein solches 
analytisch orientiertes, nachvollzieh-
bares und nur auf Marktdaten basier-
tes Bewertungsverfahren kommt ohne 
die derzeit üblichen selektiven und 
subjektiven Schätzungen von Sachver-
ständigen aus. Durch solche Lösungs-
modelle lassen sich Angebotspreise 
transparenter, nachvollziehbarer bzw. 
objektiver und fairer als Ausgangs-
basis einer anstehenden Transaktion 
darstellen. Dadurch kann mehr Ver-
trauen bei allen beteiligten Parteien 
einer Transaktion geschaffen werden, 
was letztlich auch der Umsetzungs-
wahrscheinlichkeit und somit weiteren 
Umsatzsteigerungen dient.

Jörg Burmester, geboren am 10.11.1962 in Berlin, hat un-
ter der Betreuung von Herrn Professor Thießen und Herrn 
Professor Käschel zum Thema Marktpreistransparenz seine 
Dissertationsarbeit geschrieben. Im Zuge der intensiven 
Beschäftigung mit diesem Thema gründete er die Analytic 
Company GbR. 
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Arbeitsrecht ist das Sonderrecht der 
abhängigen Arbeit, d.h. der Rechtsbe-
ziehungen zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer. Dieses ist von erhebli-
cher praktischer Bedeutung, wie schon 
ein Blick auf die Rechtstatsachen zeigt: 
Bei einer Bevölkerung von ca. 83 Mio. 
sind knapp die Hälfte, nämlich 41 Mio., 
Erwerbspersonen, davon 36 Mio. Er-
werbstätige und 5 Mio. Arbeitslose. 
Von den Erwerbstätigen wiederum sind 
mehr als 30 Mio. Arbeitnehmer und 
mehr als 2 Mio. Beamte, aber weniger 
als 4 Mio. Selbständige. Damit sind 
mehr als vier Fünftel aller Erwerbstäti-
gen und mehr als ein Drittel der Bevöl-
kerung Arbeitnehmer. Für den weitaus 
größten Teil dieses Personenkreises 
bedeutet Arbeitsrecht die Regelung 
seiner Existenzgrundlage und oft auch 
der seiner Angehörigen. 

Die Gütermärkte wurden noch vor 
Gründung der Bundesrepublik Deutsch-
land mit dem Leitsätzegesetz vom 
24.6.1948 in den freien Wettbewerb 
entlassen und die bis dahin bestehende 
Bewirtschaftung aufgehoben. Nach der 
weitgehenden Zerstörung der Produk-
tionsanlagen im zweiten Weltkrieg be-
gann ein dramatischer wirtschaftlicher 
Wiederaufstieg („Wirtschaftswunder“). 
Schon 1952 wurde das Sozialprodukt 
des letzten Vorkriegsjahres 1938 über-
schritten. Mit einer Exportquote im 
Jahre 2003 von 58% im Fahrzeugbau 
und jeweils mehr als 51% im Maschi-
nenbau und der Chemie, sowie einem 
Außenhandelssaldo von 130 Mrd. € ist 
Deutschland nicht nur Exportweltmeis-
ter, sondern liefert auch ein Indiz für 
die Leistungsfähigkeit der, nach dem 
Prinzip des Wettbewerbes (vgl. § 1 
GWB) verfassten, Gütermärkte.   

Im Gegensatz zu den Gütermärkten 
wurden die Arbeitsmärkte vom Prinzip 
der Steuerung durch den Wettbewerb 
und dem Verbot der Kartellbildung 
gem. § 1 GWB ausgenommen. Sie 
wurden stattdessen dem alternativen 
Steuerungsprinzip der Gegenmacht 
(„countervailing power“) überantwor-
tet, so dass der Arbeitsmarkt als zwei-
seitiges (Teil)Monopol zwischen Ge-
werkschaften und Arbeitgebern bzw. 
Arbeitgeberverbänden organisiert ist. 
Im Jahre 2002 orientierten sich die 
Löhne von nur 15% (neue Bundeslän-
der: 21%) der Beschäftigten nicht an 
einem Tarifvertrag. Das wirtschaftliche 
Ergebnis dieses alternativen Steue-
rungsprinzips ist mit seit 1970 tenden-
ziell steigenden Arbeitslosenzahlen, 
die im Jahre 2005 mit 5,2 Mio. und 
einer Arbeitslosenquote von mehr als 
10% einen neuen Rekord erreicht ha-
ben, - gelinde gesagt - weit weniger 
eindrucksvoll. Nimmt man an, dass 

die von den als bilateralen Monopolen 
wirkenden Tarifkartellen vereinbarten 
Tarifl öhne über den markträumenden 
Gleichgewichtslöhnen liegen, gelingt 
eine einfache preistheoretische Erklä-
rung des Phänomens. Ausgangspunkt 
für die Installation des alternativen 
Steuerungsmodells nach dem Gegen-
machtprinzip war die Sachlage zur Zeit 
der Industrialisierung Deutschlands im 
19. Jahrhundert. Als gerade im ländli-
chen Raum häufi g örtlich nur ein ein-
ziger Arbeitgeber vorhanden war, und 
die Arbeitnehmer mangels verkehrs-
mäßiger Erschließung des Raumes 
- das Automobil war noch nicht er-
funden, an einen Bestand von 44 Mio. 
PKW und die Nutzung durch praktisch 
jeden Arbeitnehmer überhaupt noch 
nicht zu denken - nicht ausweichen 
konnten, faktisch einem Monopolisten 
gegenüberstanden. Nach dem ab 1839 
beginnenden Versuch den Arbeitneh-
merschutz durch öffentlich-rechtliche 
Arbeitsschutzregelungen zu erreichen, 
führte dies in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts zur Bildung von Ge-
werkschaften als Gegenmacht zu den 
Arbeitgebern.

Insbesondere seitdem die politi-
schen Ankündigungen der SPD-geführ-
ten Bundesregierung, die Arbeitslosig-
keit auf die Hälfte zu reduzieren, nicht 
nur folgenlos blieben, sondern die Ar-
beitslosigkeit noch zunahm, entsann 
man sich der kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen (KMU) als der 
Hauptträger der Beschäftigung („Job-
maschine“). Die Abgrenzung dessen, 
was unter KMU zu fassen ist, ist dabei 
nicht einheitlich, handelt es sich doch 
um ein politisches Schlagwort. Der Ge-
meinschaftsrahmen für staatliche Bei-
hilfen an kleine und mittlere Unterneh-
men aus dem Jahre 1996 fasst unter 
KMU solche Unternehmen, die

- nicht mehr als 250 Arbeitskräfte  
   und

- einen Jahresumsatz von höchs- 
   tens 40 Mio. € oder

- eine Bilanzsumme von höchs- 
   tens 27 Mio. € haben, wobei

- nicht 25% oder mehr des   
   Kapitals oder der Stimmanteile 
   im Besitz eines oder mehre-  
   rer Unternehmen stehen, wel- 
   che die KMU-Defi nition nicht er- 
   füllen.

Nach dieser Defi nition gab es im 
Jahre 2003 nach Angaben des Insti-
tuts für Mittelstandsforschung 3,4 Mio. 
KMU, das sind 99,7 aller deutschen 
Unternehmen. Sie beschäftigen mehr 
als 70% aller Arbeitnehmer und stel-
len 82% aller Ausbildungsplätze. Ver-
ständlicherweise kann die Gewährung 

arbeitsrechtlicher Privilegien an eine 
so breit abgegrenzte Gruppe kaum in 
Frage kommen.  

Manche arbeitsrechtliche Regelun-
gen begünstigen kleinste, kleine oder 
mittlere Unternehmen. Erste „Kleinbe-
triebsklauseln“ fi nden sich bereits in 
den arbeitsschutzrechtlichen ehemali-
gen §§ 133h und 134i der GewO 1908. 
Pulte hat jüngst im Betriebs-Berater 
2005, 549-558 unter der Überschrift 
„Betriebsgröße und Arbeitsrecht“ die 
unterschiedlichen arbeitsrechtlichen 
Schwellenwerte zusammengestellt und 
dafür zehn Seiten gebraucht. Grot-
mann-Höfl ing hatte dies bereits in NZA 
1990, 648 unter dem Titel „Von 1 bis 
20.000“ getan. Hier seien nur die für 
KMU wesentlichsten erwähnt:

1. Betriebsratsfähigkeit: Ab 5 wahlbe 
rechtigten Arbeitnehmern, von denen 
3 wählbar sind. Dies führt gleichzeitig 
zur Mitbestimmung gem. § 102 BetrV-
fG bei Kündigungen. 

2. Ab 21 Arbeitnehmern Mitbestim-
mung bei Betriebsänderung gem. §§ 
111, 112 BetrVfG.

3. Kündigungsschutz: Bei mehr als 
5 Arbeitnehmern Geltung des KSchG 
gem. § 23 Abs. 1, wenn das Arbeits-
verhältnis vor dem 1.1.2004 begon-
nen hat, bei mehr als 10 Arbeitneh-
mern, wenn das Arbeitsverhältnis 
nach dem 31.12.2003 begonnen hat.
Bis 5 Arbeitnehmer denkbare Kündi-
gung während der Elternzeit gem. § 2 
Abs. 2 Nr. 1 Allg. Verwaltungsvorschrift 
zum Kündigungsschutz gem. § 18 Abs. 
1 Satz 3 Bundeserziehungsgeldgesetz.
Ab 21 Arbeitnehmern anzeigepfl ich-
tiger Tatbestand bei der Entlassung 
von mehr als 5 Arbeitnehmern inner-

Arbeitsrechtliche Sonderregelungen für KMU und ihre Begründung
von Prof. Dr. Claus Scholl und Anna Brakoniecka

Anna Brakoniecka studiert 
Betriebswirtschaftslehre 
mit der Vertiefung Marke-
ting und Steuerlehre
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halb von 30 Kalendertagen gem. § 17 
KSchG.     

4. Schutz des Arbeitsplatzes bei Ein-
berufung zum Wehr- oder Zivildienst: 
Bei mehr als 5 Arbeitnehmern gem. § 
2 Abs. 3 ArPlSchG bzw. § 78 Abs. 1 
ZDG.

5. Einzelvertragliche Vereinbarung 
einer kürzeren als der gesetzlichen 
Kündigungsfrist: bis 20 Arbeitnehmer 
gem. § 622 Abs. 5 BGB, § 63 Abs. 
2a Seemannsgesetz und § 29 Abs. 5 
Heimarbeitsgesetz.

6. Anspruch auf Kurzarbeitergeld: ab 
1 Arbeitnehmer gem. § 171 SGB III.

7. Beschäftigungspfl icht von Schwer-
behinderten gem. § 71 Abs. 1 SGB IX: 
ab 20 Arbeitsplätzen.

8. Errichtung eines Pausenraums 
gem. § 6 Abs. 3 ArbStättVO bei mehr 
als 10 Beschäftigten.

9. Arbeitsschutz: Dokumentations-
pfl icht gem. § 6 ArbSchG bei mehr 
als 10 Arbeitnehmern, nach § 8 der 
BiostoffVO auch bei weniger als 10 
Arbeitnehmern zur Durchführung der 
Gefährdungsbeurteilung.

10.  Arbeitssicherheit: Errichtung eines 
Arbeitsschutzausschusses bei mehr als 
20 Beschäftigten gem. § 11 ArbSichG.

11. BaustellenVO: Vorankündigung der 
Baustelle an die Behörde bei mehr als 
20 Beschäftigten gem. § 2 Abs. 2 Bau-
stellenVO.

12. DruckluftVO: Je 3 Arbeitnehmer 
muss gem. Anhang 1 Nr. 3.6 in den 
Waschräumen eine Wasserzapfstel-
le mit Waschbecken und eine Dusche 
vorhanden sein.

13. Unfallversicherung: Bei mehr als 
20 Beschäftigten gem. § 22 Abs. 1 
SGB VII Bestellung eines Sicherheits-
beauftragten.

14. Unfallverhütung: Bis 20 anwesen-
de Versicherte gem. der Unfallverhü-
tungsvorschrift der BG, Grundsätze 
der Prävention, § 26: Ein Ersthelfer.

15. Aushang- und Bekanntmachungs-
pfl ichten: Ab 1 jugendlichen Arbeit-
nehmer: Aushang des Jugendarbeits-
schutzgesetzes gem. § 47 JArbSchG.
Ab 1 Arbeitnehmer: Aushang des 
ArbeitszeitG gem. § 16 ArbZG.
Ab 1 Arbeitnehmer: Aus-
hang des LadenschlussG gem. 
§ 21 Abs. 1 Nr. 1 LadenschlG.
Ab 1 Arbeitnehmer: Aushang des Be-
schäftigtenschutzG gem. dessen § 7.
Ab 1 Arbeitnehmer: Ausla-
ge des für den Betrieb maßgebli-
chen Tarifvertrages gem. § 8 TVG.
Ab 1 Arbeitnehmer: Auslage der für 
den Betrieb maßgebenden Mindest-
arbeitsbedingungen gem. § 11 Abs. 
1 des Gesetzes über die Festsetzung 
von Mindestarbeitsbedingungen.
Ab 3 jugendlichen Arbeitneh-
mern: Aushang über Arbeitszeit 

und Pausen gem. § 48 JArbSchG.
Ab 4 beschäftigten Frauen: Aushang des 
MutterschutzG gem. § 18 Abs. 1 MuSchG.
Mehr als 5 Arbeitnehmer: Der Arbeit-
geber hat einen Abdruck der §§ 611a, 
611b, 612 Abs. 3 und des § 612a BGB 
sowie § 61b ArbGG auszuhängen gem. 
Art. 2 des EG Anpassungsgesetzes. 

16. Erstattungsanspruch der Bundesa-
gentur für Arbeit: Bei mehr als 20 Ar-
beitnehmern Eintritt der Erstattungs-
pfl icht von Arbeitslosengeld gegenüber 
der BA gem. § 147a Abs. 1 Nr. 2 SGB 
III.

17. Zuschüsse der Agentur für Arbeit: Ab 
1 Arbeitnehmer Gewährung von Kurz-
arbeitergeld gem. §§ 169, 171 SGB III.
Bis 2 Arbeitnehmer: Anzahl der 
gleichzeitig förderbaren Arbeitneh-
mer gem. § 226 Abs. 2 SGB III.
Bis 5 Arbeitnehmer: Einstellungszu-
schuss bei Neugründung gem. § 226 
Abs. 1 Nr. 2 SGB III.

18. Anspruch auf Teilzeitar-
beit: Ab 1 Schwerbehinder-
tem gem. § 81 Abs. 5 SGB IX.
Ab 15 Arbeitnehmern gem. § 15 Abs. 
7 BErzGG bzw. § 8 Abs. 7 TzBfG. 
 

Insgesamt handelt es sich um eine 
Flut von Kleinstregelungen, die - man-
gels eines kodifi zierten Arbeitsrechts 
- zum Teil in Gesetzen versteckt sind, 
denen man ihre arbeitsrechtliche Trag-
weite nicht ansieht. Eine Begründung 
für die jeweils ganz unterschiedlich 
hohen und unkoordinierten Schwel-
lenwerte fehlt. Die Rechtsordnung 
gibt keine Antwort auf die Frage, ob 
die Privilegien kleinerer Unternehmen 
gerechtfertigt sind oder nicht (Rieble, 
Arbeitsmarkt und Wettbewerb, 1996, 
Tz 276). Auch das Wettbewerbsrecht 
sieht übrigens in § 4 GWB („Mittel-
standskartelle“) eine Sonderregelung 
für KMU vor. 

Das Bundesverfassungsgericht hat 
die Privilegierung im Hinblick auf den 
Kündigungsschutz des § 23 Abs. 1 Satz 
2 KSchG mit Beschluss vom 27.1.1998 
– 1 BvL 15/87 – mit folgender Argu-
mentation für verfassungsgemäß ge-
halten:

- In einem Betrieb mit wenigen Ar-
beitskräften hängt der Geschäftserfolg 
mehr als bei Großbetrieben von jedem 
einzelnen Arbeitnehmer ab. Auf seine 
Leistungsfähigkeit kommt es ebenso 
an wie auf Persönlichkeitsmerkmale, 
die für die Zusammenarbeit, die Au-
ßenwirkung und das Betriebsklima von 
Bedeutung sind.

- Kleine Teams sind anfällig für 
Missstimmung und Querelen. Störun-
gen des Betriebsklimas können zu 
Leistungsminderungen führen, die sich 
bei geringem Geschäftsvolumen spür-
bar auf das Ergebnis durchschlagen. 
Ausfälle lassen sich bei niedrigem Per-
sonalbestand nur schwer ausgleichen. 

- Typischerweise arbeitet bei klei-
nen Betrieben der Unternehmer selbst 
als Chef vor Ort mit. Damit bekommt 
das Vertrauensverhältnis zu jedem sei-
ner Mitarbeiter einen besonderen Stel-
lenwert.

- Auch die regelmäßig geringere 
Finanzausstattung fällt ins Gewicht. 
Ein Kleinbetrieb ist häufi g nicht in der 
Lage Abfi ndungen bei Aufl ösung des 
Arbeitsverhältnisses zu zahlen, oder 
weniger leistungsfähiges, weniger be-
nötigtes oder auch nur weniger geneh-
mes Personal mitzutragen.

- Schließlich belastet auch der 
Verwaltungsaufwand, den ein Kündi-
gungsschutzprozess mit sich bringt, 
den Kleinbetrieb stärker als ein größe-
res Unternehmen. 

Wie man sieht, lassen sich also Be-
gründungen durchaus fi nden. Ob diese 
allerdings überzeugen, ist eine andere 
Frage. Möglicherweise steht hinter den 
Sonderregelungen eine einfache me-
chanistische Denkweise wie die, dass 
„stärkere Schultern mehr tragen“ sollen.  
   

Der vom Gesetzgeber, der wieder-
gewählt werden möchte, gewünschte 
soziale Schutz der größten Wähler-
gruppe, der Arbeitnehmer, wird haupt-
sächlich über die Belastung Dritter, 
der Arbeitgeber, erreicht. Diese ver-
suchen marktmäßig der Belastung 
durch Flucht in  Rationalisierung und 
Automatisierung auszuweichen, also 
kapitalintensiv statt arbeitsintensiv 
zu produzieren bzw. arbeitsintensive 
Produktion ins Ausland zu verlagern. 
Dies führt zu Produktivitätsgewinnen 
und damit weiterer Freisetzung von 
Arbeitskräften. Es erscheint wenig 
aussichtsreich, von punktuellen und 
unsystematischen Rücknahmen der 
Belastung von KMU einen durchgrei-
fenden Erfolg beim Versuch zu erhof-
fen, einen hohen Beschäftigungsstand 
wieder herzustellen.

Der Artikel 
entstand aus 
einer Se-
minararbeit 
zum Wirt-
schaftspri-
vatrecht bei 
Prof. Dr. 
Claus Scholl 
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Am 2. Mai 2005 startet an der 
Technischen Universität Chemnitz der 
berufsbegleitende Weiterbildungsstu-
diengang „Eventmarketing“, der mit 
dem Master of Business Administra-
tion (MBA) abschließt. Auf ihrem Ge-
biet erfahrene Fachleute werden durch 
diesen Masterstudiengang zu qualifi -
zierten Fach- und Führungskräfte im 
Eventbereich. Das gebührenpfl ichtige 
Studium umfasst drei Semester (18 
Monate). Im Studium werden Präsenz-
lernphasen mit längeren E-Learning 
und Selbststudiumsabschnitten kombi-
niert. Für Bewerber ohne wirtschafts-
wissenschaftliche Grundkenntnisse 
kommt ein Kurs zu den Grundlagen 
von Betriebswirtschaft, Management 
und Marketing hinzu. Zugangsberech-
tigt sind Bewerber, die einen ersten 
akademischen Abschluss (Universität, 
Fachhochschule, Berufsakademie o. 
ä.) in Deutschland oder im Ausland er-
worben haben und über Berufserfah-
rung im Bereich Eventmarketing bzw. 
Marketingkommunikation verfügen. 

Das Studium behandelt das Event-
marketing aus den drei Perspektiven 
Betriebswirtschaftslehre/Marketing, 
Kommunikation und Management. 
Dieser ganzheitlichen Sicht wird das 
Lehrkonzept gerecht, das fachlich 
exzellente Experten mit modernen 
Studienformen des E-Learning und 
der Arbeit in Projektgruppen vereint. 
Wissenschaftliche Partner der TU 
Chemnitz sind Universitätsprofesso-
ren aus Deutschland, Dänemark und 

der Schweiz. Praxispartner ist das im 
Eventbereich anerkannte IST-Insti-
tut für Kommunikation in Düsseldorf. 

Eine Bewerbung für dieses Studi-
um ist ab sofort möglich. Weiterfüh-
rende Informationen zum Studiengang 
„Eventmarketing“ und zur Online-An-
meldung fi ndet man im Internet unter 
http://www.tuced.de. 

Eventmarketing und 
Tätigkeitsfelder

Ob Markteinführung eines neuen 
Produktes, Jubiläumsgala oder Mes-
se, Eventmarketing ist als Instrument 
moderner Marketingkommunikation 
nicht mehr wegzudenken. Erfolgrei-
ches Eventmarketing erfordert theore-
tisches Hintergrundwissen und profes-
sionelles Management sowohl auf Sei-
ten der Eventagenturen als auch beim 
eventveranstaltenden Unternehmen. 
Folge ist eine deutliche Zunahme des 
Bedarfs an qualifi ziertem Fachpersonal 
im Eventbereich. Das neue Berufsbild 
des Eventmanagers ist entstanden. 
Über 25 Prozent der deutschen Un-
ternehmen haben das Aufgabenfeld 
bereits institutionalisiert. Private Bil-
dungsträger haben sich dieser Aufgabe 
auf unterschiedlichen Qualifi kationsni-
veaus angenommen. Was bisher fehl-
te, war ein universitärer Abschluss.

Die Professur für Marketing und 
Handelsbetriebslehre der TU Chemnitz 
hat sich in den letzten zehn Jahren die 
führende Position im Bereich der mar-
ketingwissenschaftlichen Forschung 

zum Eventmarketing erarbeitet und ist 
gleichzeitig in der Eventpraxis durch 
die jährlich erscheinende repräsentati-
ve Marktforschungsstudie zum Event-
markt und seiner Entwicklung, den 
„Eventreport“, bekannt. Insofern ist es 
nicht verwunderlich, dass bereits seit 
einigen Jahren von erfahrenen Event-
praktikern an uns immer wieder die 
Frage gestellt wurde, ob nicht an der 
TU Chemnitz die Möglichkeit einer An-
schlussqualifi kation in diesem interes-
santen Berufsfeld eingerichtet wird. 

Berufl iche Tätigkeitsfelder der 
Absolventen des Chemnitzer berufs-
begleitenden Weiterbildungsstudien-
ganges „Eventmarketing“ sind u. a. 
Fach- bzw. Führungskraft im Bereich 
Eventmarketing, Messen, Kommuni-
kation in Unternehmen aller Branchen, 
in Kommunen, Vereinen und Verbän-
den sowie weiteren Non-Profi t-Orga-
nisationen, bei sportlichen und kul-
turellen Großevents sowie im Event-
bereich von Medien, in Event- bzw. 
Marketingkommunikationsagenturen, 
im Handel, im Tourismus- und Frei-
zeitbereich, in Marktforschungsinsti-
tuten in der Sparte Eventcontrolling 
sowie eine qualifi zierte Lehrtätigkeit 
im Bereich Eventmarketing. Auch die 
Beratung in den Bereichen Eventmar-
keting und Marketingkommunikati-
on ist ein mögliches Tätigkeitsfeld.

Weitere Informationen erteilt 
Prof. Dr. Cornelia Zanger, E-Mail: 
c.zanger@wirtschaft.tu-chemnitz.de.

Eventmanager können erstmals 
Uni-Abschluss erlangen

Weiterbildungsstudiengang „Eventmarketing“ startet im Sommersemester 

Die Tagung der wissenschaftlichen 
Kommission Organisation im Verband 
der Hochschullehrer für Betriebswirt-
schaftslehre e.V. fand am 24. und 25. 
Februar 2005 unter dem Vorsitz von 
Prof. Dr. Rainhart Lang an der Tech-
nischen Universität Chemnitz, in den 
Seminarräumen des Neuen Hörsaalge-
bäudes statt. Rahmenthema war hier-
bei „Organisationen und Organisieren 
im Wandel als Herausforderung für die 
Organisationsforschung“. 

An der Veranstaltung nahmen über 
60 Kolleginnen und Kollegen, Profes-
soren und Nachwuchswissenschaftler 
aus Deutschland, Österreich und der 
Schweiz teil. Es wurden 16 der 27 
eingereichten Beiträge in jeweils zwei 
bzw. drei parallel laufenden Workshops 
vorgetragen und ausgiebig diskutiert. 
Es wurden u.a. folgende Themen in 
den Workshops zur Diskussion ge-
stellt: „Allokation von Eigentumsrech-

ten in Unternehmensberatungen“ (Dr. 
A. Richter/K. Lingelbach von der Euro-
pean Business School, Oestrich-Win-
kel), „Zur Bewertung von Wissen in or-
ganisatorischen Wandlungsprozessen“ 
(Dr. M. Zimmer, Universität Hamburg), 
„Das soziale Kapital von Arbeitsgrup-
pen“ (Prof. Dr. M. Moldaschl, TU Chem-
nitz), „Communities of practice“ (Prof. 
Dr. G. Ortmann, Universität der Bun-
deswehr Hamburg), „The gift of trust: 
A poisoned chalice?“ (Dr. A. Weibel/D. 
Skinner, Universität Zürich), „Post-
Bürokratische Organisation – Utopie 
oder Alltag“ (Prof. Dr. P. Walgenbach, 
Universität Erfurt), „Das neue Lob der 
Routine?“ (Dr. J. Koch, Freie Universi-
tät Berlin). 

Das Rahmenprogramm der Tagung 
umfasste außerdem eine Diskussion 
zwischen Dr. T. Armbrüster (Uni Mann-
heim) und Dr. E. Weik (TU Chemnitz) 
zum Thema „Postmodernismus in der 

Organisationstheorie: Institutions- 
und Strukturkritik oder Beliebigkeit 
und Mystizismus?“ und einen Vortrag 
zum Thema „Wozu brauchen wir Eliten 
und wie bekommen wir sie“ (Prof. Dr. 
J. Drumm, Uni Regensburg). 

Darüber hinaus wurde den Teilneh-
mer/innen der Tagung ein kleiner Teil 
der Kultur von Chemnitz, speziell das 
Industriemuseum näher gebracht. Die 
Gäste der Tagung wurden im Industrie-
museum von Prof. Dr. Bernd Stöckert, 
Prodekan der Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät, willkommen geheißen.

Die Tagung und das kulturelle Rah-
menprogramm waren Dank der fi nan-
ziellen Unterstützung der Freundesge-
sellschaft der Universität, der Fakul-
tät Wirtschaftswissenschaften der TU 
Chemnitz, der envia Mitteldeutsche 
Energien AG, Chemnitz und der KOM-
SA AG, Hartmannsdorf möglich. 

29. Tagung der Kommission Organisation 
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Im Sommer 2004 war mein Stu-
dium an der Technischen Universität 
Chemnitz zu Ende. Knapp fünf Jahre 
habe ich hier an der Chemnitzer Uni 
nicht nur studiert, sondern auch als 
studentische Hilfskraft gearbeitet. 
Unter anderem war ich an den Lehr-
stühlen von Prof. John (Professur für 
Wirtschaftspolitik) und Dr. Rübbelke 
(Juniorprofessur für Europäische Wirt-
schaft) beschäftigt.

Mit dem Ende des Studiums freu-
te ich mich auf einen neuen Abschnitt 
im Leben. Der Eintritt ins Berufsleben 
sollte sich anfangs jedoch als recht 
schwierig herausstellen. Schon einige 
Zeit vor meinem Abschluss begann ich 
mich nach zukünftigen Arbeitgebern 
umzusehen und zahlreiche Bewerbun-
gen zu versenden. Doch leider ohne 
Erfolg. Da ich neben meiner Tätigkeit 
als studentische Hilfskraft noch keine 
Erfahrungen in der freien Wirtschaft 
besaß, begann ich mich zunehmend 
auch für Praktika zu bewerben. Durch 
Zufall erfuhr ich von einem Prakti-
kumsplatz bei der DaimlerChrysler AG 
Vertriebsorganisation Deutschland in 
Berlin. Nach einem sehr interessan-
ten Vorstellungsgespräch bekam ich 
im Oktober 2004 die Zusage für ein 
sechsmonatiges Praktikum. 

Seit Oktober bin ich nun für die 
DaimlerChrysler Vertriebsorganisa-
tion Deutschland (DCVD) im Bereich 
Garantie- und Kulanzcontrolling tätig. 
Als Bestandteil der DaimlerChrysler 
AG ist die DCVD für die Betreuung 
der Kunden und die Vermarktung der 
Fahrzeug- und Dienstleistungsproduk-
te von DaimlerChrysler in Deutschland 
zuständig. Um dieser Aufgabe gerecht 
zu werden, ist die DCVD bundesweit 
mit zahlreichen Verkaufs- und Service-
stützpunkten vertreten. Dazu zählen 
neben Niederlassungen auch eigen-
ständige Vertriebs- und Servicepartner 
sowie die Vertriebszentrale in Berlin. 

Das Arbeiten in einem so großen 
Unternehmen war für mich eine neue 
Erfahrung. Gleich am ersten Tag be-
kam ich die Aufgabe, bei einem Mee-
ting Protokoll zu führen. Das sollte sich 
zunächst als schwierig herausstellen, 
denn von den angesprochenen Themen 
hatte ich zuvor nie etwas gehört. Aber 
der Sprung ins kalte Wasser ist immer 
noch die beste Methode etwas zu ler-
nen. Das Protokoll habe ich trotzdem 
ganz ordentlich hinbekommen und zu-
sätzlich bin ich nun in der Lage, auch 
bei mehreren gleichzeitig stattfi nden-
den Diskussionen nicht den Überblick 
zu verlieren.

Die eigentliche Aufgabe in meinem 
Praktikum bestand darin, die Entwick-
lung einer Software für das Händler-
controlling zu koordinieren. Hier konn-
te ich meine Informatikkenntnisse aus 
dem Studium sehr gut anwenden. 
Es war eine große Herausforderung 
für mich, in ziemlich kurzer Zeit ein 
Software-Projekt zu realisieren. Zum 
Spektrum meiner Aufgaben gehörten 
u. a. das Zusammentragen der inhalt-
lichen und fachlichen Anforderungen, 
die Abstimmung mit betroffenen Fach-
bereichen und die Steuerung der Soft-
ware-Firma. 

Die Arbeit an diesem Projekt hat mir 
nicht nur einen sehr guten Überblick 
über die Organisation und die Arbeits-
weisen innerhalb der DCVD, sondern 
auch eine Menge an neuen Informati-
onen und fachlichem Wissen gebracht. 
Ich habe vor allem auch gelernt, auf 
unterschiedliche Gegebenheiten und 
Probleme schnell und lösungsorientiert 
zu reagieren.

Das Praktikum ist mittlerweile be-
endet und ich bin sehr froh, auch wei-
terhin bei DaimlerChrysler zu arbeiten. 
Zu meiner bisherigen Aufgabe sind 
neue und interessante Tätigkeitsberei-
che hinzugekommen.

Der Sprung ins kalte Wasser
von Andreas Franz

Schon während meines Studiums 
stand für mich fest, dass ich mich 
nach dem Studium mit steuerlichen 
Sachverhalten beschäftigen möchte, 
wobei jedoch weniger die laufende 
Steuerberatung im Vordergrund ste-
hen sollte als vielmehr die Gestaltung 
von steuerlichen Sachverhalten. Somit 
fi el im Rahmen meines BWL-Studiums 
die Wahl auf die Spezialisierungen 
Steuerlehre/Wirtschaftsprüfung (Prof. 
Dr. K. Henselmann) und Finanzwirt-
schaft/Bankbetriebslehre (Prof. Dr. F. 
Thießen). 

Eben diese Kombination sollte sich 
für die spätere Jobfi ndung als recht 
günstig erweisen. Denn im Oktober 
2004 – ich war gerade dabei, im Rah-
men meiner Diplomarbeit zu prüfen, ob 
Anleihe-Ratingänderungen einen Ein-
fl uss auf Aktienkurse haben – erhielt 
ich einen Anruf von Pricewaterhouse-
Coopers aus Frankfurt. Dort hatte ich 
mich kurzfristig für eine Stelle als Ma-
nagementnachwuchs im Bereich der 
Steuerberatung für Financial Services 
beworben. Zwei Wochen später stellte 
ich mich und meinen Werdegang vor. 
Daraufhin wurde mir erläutert, welche 
Tätigkeiten ich zukünftig zu bearbeiten 
hätte und wie ich mich selbst weiter-
entwickeln könnte. Dazu würden u.a. 

Seminare und vorbereitende Kurse 
für die anstehende Steuerberaterprü-
fung zählen. Denn wie es bei den „Big 
Four“ üblich ist, sollen Mitarbeiter im 
Steuerberatungsbereich die Prüfung 
zum Steuerberater ablegen. Pricewa-
terhouseCoopers gewährt den ent-
sprechenden Mitarbeitern bezahlten 
Sonderurlaub für die Prüfungsvorbe-
reitung, so dass man ca. 16 Wochen 
Vorbereitungszeit in Anspruch nehmen 
kann.

Kurze Zeit nach diesem Gespräch 
erhielt ich erneut einen Anruf aus 
Frankfurt. Mir wurde gesagt, dass man 
sich vorstellen könnte, mich einzustel-
len. Ich erwiderte, dass ich mir vor-
stellen könnte, bei Pricewaterhouse-
Coopers zu arbeiten, so dass wir uns 
schließlich auf den 3. Januar 2005 ei-
nigten. 

Die erste Woche wurde ich direkt 
zur so genannten Beginners Confe-
rence in das Lufthansa-Ausbildungs-
zentrum südlich von Darmstadt ent-
sandt. Während dieser viertägigen Zu-
sammenkunft treffen sich alle Neuein-
steiger und können sich bei Workshops 
und anderen Veranstaltungen kennen 
lernen. U.a. trifft man hier auch auf 
alte Bekannte, mit denen man zusam-
men studiert hat. 

Nach dieser Veranstaltung begann 
unmittelbar der Arbeitsalltag. Ich lern-
te meine neuen Teamkollegen kennen, 
die alle einen juristischen Hintergrund 
haben, so dass ich momentan in ei-
nem Team von fünf Leuten der einzige 
BWLer bin. Vorteilhaft daran ist, dass 
dank der erstklassigen Ausbildung 
durch Prof. Henselmann steuerliche 
Fragestellungen kein Schulterzucken 
meinerseits nach sich ziehen. Weiter 
von Vorteil ist natürlich der Umgang 
mit und das Denken in Zahlen. 

Nach der Einweisung in die orga-
nisatorischen Belange wurde ich auch 
direkt in das Tagesgeschäft integriert. 
Dazu zählen u.a. die Erstellung von 
Steuererklärungen, die Entsendung zu 
Mandanten um diese zu unterstützen 
sowie die Mitarbeit bei verschiedenen 
Projekten, wie z.B. die Bewertung ei-
ner großen deutschen Bank nach dem 
im Steuerrecht anerkannten Stuttgar-
ter Verfahren. 

Die Tätigkeiten sind sehr unter-
schiedlich, dadurch wird garantiert, 
dass der Job nicht langweilig wird. Mit-
tlerweile habe ich mich hier recht gut 
eingearbeitet und komme auch gut mit 
den neuen Kollegen zurecht. Nur an 
die etwas längeren Arbeitszeiten muss 
man sich noch gewöhnen. 

Das Leben nach dem Studium
von Daniel Beckert
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Ein alter chinesischer Kalauer sagt: 
Südchinesen essen alles, was vier 
Beine hat, außer Tische, alles, was 
schwimmt, außer Schiffe, und alles, 
was fl iegt, außer Flugzeuge. 

Um gleich zu Anfang mit allen Vor-
urteilen und Ammenmärchen aufzu-
räumen: Chinesen essen eigentlich 
ganz normal, sogar im Süden. Normal, 
das heißt in der Regel Rind, Schwein, 
Lamm, Gefl ügel, sowie Fisch, Meeres-
früchte und Tofu. Zugegeben, ab und 
an kriecht einem eine Bambusratte, 
Schlange, Schildkröte oder ein Insekt 
über den Weg, aber das stört nicht 
weiter. Lediglich über die Art der Zube-
reitung lässt sich bisweilen streiten. 

Das Schöne bei allem ist, dass das 
Essen im Leben der Chinesen eine 
ganz zentrale Rolle einnimmt. Nach 
dem Essen ist vor dem Essen – und 
dazwischen wird gearbeitet. So kann 
sich ein Chinaaufenthalt doppelt loh-
nen. In meinem Fall auch wegen eines 
Auslandspraktikums von knapp fünf 
Monaten, welches ich direkt nach ein-
jährigem Sprachstudium an der Beijing 
International Studies University, mit 
sowohl mündlichen als auch schriftli-
chen Chinesischkenntnissen auf Ober-
stufenniveau (HSK Level 9) im Hand-
gepäck, am 02. August 2004 antrat. 

Die Firma

Aufnehmende Einheit war ein 50/50 
Joint Venture zwischen der BASF AG 
und Sinopec, BASF-YPC Company Li-
mited, mit Standort in Nanjing, ca. 300 
km westlich von Shanghai gelegen. 
Das Gesamtinvestitionsvolumen des 
Projektes beläuft sich auf 2,9 Mrd. US-
Dollar. Die Firma ist noch relativ jung 
(Lizenzierung im Dezember 2000) und 
hatte zur Zeit der Ableistung des Prak-
tikums ca. 1300 Mitarbeiter. Haupt-
geschäft ist die Herstellung und der 
Verkauf von Chemikalien, wie sie z.B. 
bei der Produktion von Kunststoffen 
in der Textilindustrie, Landwirtschaft, 
Kosmetikbranche u.v.a.m. eingesetzt 
werden. Weitere Details lassen sich 
der Website des Unternehmens (www.
basf-ypc.com.cn) entnehmen.

Das Praktikum fi el gerade in die 
Zeit des Übergangs von der Bauphase 
in die kommerzielle Produktion – bei 
der Größe des Projekts (Gesamtfl äche 
220 Hektar) und der Vielzahl der Anla-
gen und Installationen sehr interessant 
und nicht ohne Seltenheitswert.

Aufgaben und Arbeitsumfeld

Das Praktikum fand in der HR-Ab-
teilung des Unternehmens statt. Mit 
Ausnahme des belgischen Abteilungs-
leiters waren die Kollegen allesamt 

Chinesen. Formal war ich der Gruppe 
„Recruitment/Development“ zugeord-
net.

Im Wesentlichen hatte ich 4 Aufgben: 

1. Ausarbeitung von Disziplinarmaß-
nahmen für die gesamte Firma (Be-
triebsordnung)

Hierzu mussten im Vorfeld alle re-
levanten Gesetzestexte sowie internen 
Dokumente aufgearbeitet werden. Um 
in Hinblick auf die spätere Implemen-
tierung einen Ausgleich zwischen der 
deutschen und der chinesischen Auf-
fassung vom Umgang mit nicht akzep-
tablem Verhalten von Mitarbeitern und 
nicht zuletzt auch zwischen den beiden 
Firmenkulturen der Mutterunterneh-
men zu schaffen, waren von Anfang 
an Gespräche mit allen Bereichsleitern 
der Firma (Chinesen) notwendig. 

 2. Erstellung einer internen Broschüre 
über Arbeitsabläufe und Verantwort-
lichkeiten des Bereichs Personal mit 
Bezug auf die Unternehmens- und Per-
sonalstrategie

Für die Mitarbeiter und Führungs-
kräfte auf den unteren Ebenen war 
dieses Dokument dazu gedacht, ne-
ben der bloßen Information über die 
Aufgabenbereiche und die konkreten 
Möglichkeiten der Unterstützung durch 
den Bereich Personal, auch die eigene 
Rolle im Unternehmen sowie die rele-
vanten Prozesse der Firma besser zu 
verstehen.

3. Aufbau einer Datenbank zur inter-
nen Nachfolgeplanung für Führungs-
kräfte

Der allmähliche Beginn der Pro-
duktion bzw. Abschluss der Bauphase 
und Übergang zum eigentlichen Ta-
gesgeschäft bedeutete auch für die 
Personalabteilung eine Verschiebung 
der Aufgaben von primär der Mitarbei-
terbeschaffung hin zur Weiterbildung 
/ Entwicklung von Mitarbeitern. Dazu 
zählt auch das Schaffen geeigneter 
Karrieremöglichkeiten.

4. Erstellung von Trainingsmaterial für 
das jährliche Mitarbeitergespräch

Bei der Konzeption und Anwendung 
dieses zentralen Führungsinstruments, 
sowie bei der Erstellung des Trainings-
materials mussten einige Anpassungen 
an die chinesische Art der Mitarbeiter-
führung gemacht werden. Allgemein 
ist der Führungsstil in China sehr pa-
triarchalisch. Diese institutionalisierte 
Form des Abgleichs von Zielen der Fir-
ma und denen des jeweiligen Mitarbei-
ters ist in China nicht weit verbreitet; 
alle Beteiligten mussten erst an die 
Materie herangeführt werden.

Alle Dokumente mussten auf Eng-
lisch und Chinesisch verfasst werden. 

Hinzu kamen Übersetzungen unter-
schiedlichster Art, und auch zehn Tage 
Einsatz als Dolmetscher im Bereich Lo-
gistik auf den sich noch im Bau befi nd-
lichen Abschnitten der Produktionsan-
lage selbst.

Die Zusammenarbeit mit den chi-
nesischen Kollegen verlief problemlos, 
nicht zuletzt aufgrund meiner Chi-
nesischkenntnisse, obwohl die große 
Mehrheit der Mitarbeiter gutes Eng-
lisch sprach. Nach einem Jahr China-
aufenthalt und Kontakten mit Chine-
sen machte mir das chinesische Büro-
leben keine Schwierigkeiten. Lediglich 
am Anfang war es im Großraumbüro 
etwas ruhiger als sonst, da ich ja (fast) 
alles verstand, aber schon bald wur-
den sowohl die chinesischen Kollegen 
als auch ich unbefangener.

Momentane Herausforde-
rungen der Personalarbeit 
in China

Während des Praktikums wurde ich 
auch mit einigen Problemen konfron-
tiert, die sich speziell ausländischen 
Firmen und Joint Ventures in China 
stellen.

An vorderster Stelle steht die un-
durchsichtige und nicht immer kon-
sistente Gesetzeslage in China, so-
wohl auf nationaler als auch auf der 
zumindest teilautonomen provinzia-
len und kommunalen Ebene. Hinzu 
kommt eine bisweilen willkürliche und 
von Ebene zu Ebene unterschiedliche 
Durchsetzung von Gesetzen, was den 
Umgang mit Behörden und Verwaltung 
sehr erschweren kann. Wichtig ist hier 
eine gute politische Arbeit der Firma 
auf allen drei genannten Ebenen.

Weiterhin versuchen ausländische 
Firmen ausreichend qualifi zierte Mitar-
beiter vor allem durch eine, gegenüber 
inländischen Firmen, bessere Bezah-
lung und andere fi nanzielle Anreize 
(vor allem in der Altersvorsorge) zu 
gewinnen. Generell ist der Arbeits-
markt für Chinesen mit geeigneter 
Qualifi kation hart umkämpft, so dass 
verschiedene Joint Ventures bisweilen 
in direkte Konkurrenz treten (offene 
Abwerbung von Mitarbeitern, etc.). 
Auch ist es extrem schwer gerade auf 
höheren Positionen Mitarbeiter zu bin-
den; so ist die Durchlässigkeit und Per-
sonalfl uktuation sehr hoch.

Arbeitssicherheit und Umwelt-
schutz zählen in der chemischen In-
dustrie, mittlerweile auch in China, 
und vor allem für Firmen mit auslän-
discher Beteiligung, zu den wichtigen 
Themen. Sog. westliche Standards 
lassen sich oft nur mit Mühe bzw. gar 
nicht durchsetzen. Neben mangelnder 

Von Wollhandkrabben und betrunkenen Shrimps
Praktikumsbericht von Kai Bartels 
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Ein Referat über den Ausschuss 
der Regionen der EU (AdR), war mein 
bis dato einziger Bezug zum Thema 
Regionalentwicklung, als ich mich 
im Frühjahr 2003 für ein Praktikum 
in der damaligen Geschäftsstelle der 
Wirtschaftsregion Chemnitz-Zwickau 
in Glauchau bewarb. Die Erfahrungen 
des Praktikums spiegelten sich in mei-
nem weiteren Studienverlauf wider: 
meine Bachelor-Arbeit und mein Ba-
chelor-Projekt an der Juniorprofessur 
für Europäische Wirtschaft beschäf-
tigten sich mit dem Thema „Regionale 
Wirtschaftsförderung“.

Die Wirtschaftsregion Chemnitz-
Zwickau (WIREG) wurde 1995 als Ge-
meinschaftsinitiative der kreisfreien 
Städte Chemnitz und Zwickau sowie 
der Landkreise Stollberg, Chemnitzer 
Land und Zwickauer Land gegründet. 
Seit 2001 ist auch der Landkreis Aue-
Schwarzenberg beteiligt. Vornehmli-
ches Ziel dieser Zusammenarbeit war 
und ist die Formulierung und Umset-
zung gemeinsamer Entwicklungsziele, 
um die Region zum Wachstumsknoten 
von nationaler Bedeutung zu machen.

Im letzen Jahr wurde zur besseren 
Umsetzung der Ziele seitens der Regi-

on eine Wirtschaftsförderungsgesell-
schaft gegründet. Die Hauptarbeitsfel-
der der WIREGmbH stellen heute die 
Regionalentwicklung, das Standort-
marketing, EU-Kooperationsprojekte 
und Wirtschaftsservice dar. Letzteres 
ist seit Oktober 2004 meine Aufgabe.

Meine Tätigkeit ist sehr vielseitig: 
Ich bin verantwortlich für die Aufbe-
reitung von Datenmaterial und Statis-
tiken bis hin zur Erstellung von Infor-
mationspaketen zu Standorten, Märk-
ten und Branchen. Darüber hinaus 
koordiniere ich Anfragen zu Gewerbe-
fl ächen und organisiere den „Wachs-
tumspreis“, der an kleine und mittel-
ständische Unternehmen der Region 
für ihre außerordentliche Entwicklung 
verliehen wird.

Besonders wichtig ist mir auch die 
Betreuung der „Willkommenspakete 
für Existenzgründer“, die speziell jun-
gen Hochschulabsolventen besonders 
im technischen Bereich den Schritt in 
die Selbstständigkeit erleichtern sol-
len.

Den Europa-Bezug meines Stu-
diums habe ich dennoch nicht ganz 
verloren: Erst im letzten Monat konn-
te die Wirtschaftsregion Teilnehmer 

Von European Studies zur WIREG
von Birgit Casper

Ausbildung von (Wander-)Arbeitern 
sowie Arbeitsmethoden und -gewohn-
heiten, die noch von sozialistischen 
Zeiten geprägt sind, ist es oft die man-
gelnde Möglichkeit bzw. der zu große 
Aufwand zur Kontrolle und Durchset-
zung vor Ort, die die Einhaltung von 
Sicherheits- und Umweltvorschriften 
scheitern lässt. Hierbei handelt es sich 
aber zumeist um Fremdfi rmen und 
Kontraktoren, die a) chinesisch ge-
führt sind und b) zum Teil auch unge-
lernte Arbeitskräfte beschäftigen. Hier 
ist auch der Bereich Personal gefragt, 
durch geeignete Schulungs- und Trai-
ningsmaßnahmen zur Schaffung eines 
gewissen Sicherheits- und Umwelt-
bewusstseins auf dem Firmengelände 
beigetragen.

Fazit

Die Zeit des Praktikums verging 
sehr rasch, ebenso wie die zwei Se-
mester zuvor an der Pekinger Univer-
sität. Neben den unschätzbaren Erfah-
rungen, die ich sammeln konnte, war 
es die Zusammenarbeit mit den chine-
sischen Kollegen, die ich sehr zu schät-
zen gelernt habe. Auch die Teilhabe 
am gesellschaftlichen und öffentlichen 
Leben, die mir erst durch die entspre-
chenden Sprachkenntnisse ermöglicht 
wurde, trug dazu bei, dass ich neben 
Studium und Arbeit sehr viel über das 
Land und die Leute lernen konnte. Ne-

ben der wirtschaftlichen Entwicklung 
Chinas geht auch die gesellschaftli-
che sehr schnell vonstatten und ist 
sehr spannend zu verfolgen.

Während meines Chinaaufenthal-
tes bin ich viel gereist. Neben der Be-
sichtigung schöner Landschaften und 
kultureller Hinterlassenschaften des 
alten China sind Reisen eine gute Gele-
genheit, die regional unterschiedlichen 
Küchen Chinas kennen zu lernen. Falls 
es den Leser einmal nach Nanjing ver-
schlägt, sind Wollhandkrabben, eine 
Spezialität der Nanjinger Küche, sehr 
zu empfehlen; nur über die betrunke-
nen Shrimps (Garnelen, die am Tisch 
in einer Wasserschale mit Schnaps 
betäubt und lebendig verspeist wer-
den) kann ich leider (oder doch zum 
Glück?) keine Aussage treffen.

Zur Person

Kai Bartels, geboren 1981 in studiert 
seit dem Wintersemester 2001/2002 
Interkulturelle Kommunikation und 
BWL an der Technischen Universität 
Chemnitz. Seine Erfahrungen auf dem 
chinesischen Festland wurden ergänzt 
durch Aufenthalte in Hongkong und 
Japan. Bei Interesse und weiteren 
Fragen können Sie den Autor per Mail 
(kaibartels@gmx.de) kontaktieren. 

Commerzbankpreisträger: 
Dr. Kathrin Leischel und 

Dr. Stefan Zeranski 

Die Commerzbank zeichnete am 
9. Februar 2005 Nachwuchswissen-
schaftler der TU Chemnitz aus, die 
sich in ihrer Dissertation in besonde-
rer Weise mit aktuellen wissenschaft-
lichen Themen beschäftigen und deren 
Arbeit mit „summa cum laude“ - der 
höchsten Note auf der Promotionsskala 
- bewertet wurden. Zu den Commerz-
bank-Hochschulpreisträgern zählten 
Frau Dr. Kathrin Leischel und Herr Dr. 
Uwe Mahn. Sie erhielten den Com-
merzbank-Hochschulpreis in Höhe von 
1.500 Euro. Außerdem wurde Herr Dr. 
Stefan Zeranski mit einem Sonderpreis 
geehrt. Die Preise wurden übergeben 
von Dr. Jutta Walter, Direktorin der 
Chemnitzer Commerzbank-Filiale, und 
von Prof. Dr. Klaus-Jürgen Matthes, 
Rektor der TU Chemnitz. 

Die Preisträgerin Dr. Kathrin Lei-
schel von der Fakultät für Wirtschafts-
wissenschaften zeigte in ihrer Doktor-
arbeit zum Thema „Steuerliche Einfl üs-
se bei erfolgsabhängigen Entlohnungs-
systemen“ auf, wie erfolgsabhängige 
Entlohnungssysteme steueroptimal an-
gepasst werden können. Praxisrelevant 
ist auch die Arbeit des Wirtschaftswis-
senschaftlers Dr. Stefan Zeranski, der 
ein vollständig ausgearbeitetes System 
zur Liquiditätssteuerung entwickelte, 
das bereits in der Schmidt Bank zum 
Einsatz gekommen ist. 

Weitere Informationen bei Prof. Dr. 
Friedrich Thießen, Telefon (0371) 5 31 
- 41 74, Fax (0371) 531 - 3965, E-Mail: 
f.thiessen@wirtschaft.tu-chemnitz.de

eines internationalen Trainingsseminars 
zum Thema „Wirtschaftsförderung und 
Regionalentwicklung in strukturschwa-
chen Gebieten“ zu einer zweitägigen 
Exkursion begrüßen. Unsere Gäste aus 
Landwirtschaftsministerien und Regio-
nal-entwicklungsagenturen in Albani-
en, Bulgarien, Bosnien-Herzegowina, 
Serbien-Montenegro, Mazedonien und 
Moldawien lernten die verschiedensten 
regionalen Initiativen und deren Aktivi-
täten zwischen Chemnitz und Zwickau 
und dem Erzgebirge kennen und zeig-
ten sich sichtlich beeindruckt von den 
aufgezeigten vielfältigen Aktivitäten der 
Region.

Zur Person 
Birgit Casper, geboren 1981, schloss 
2004 ihr Studium der European Studies 
an der TU - Chemnitz in der Profi lkom-
bination Wirtschaftswissenschaften/ 
Kulturwissenschaften ab. Seit Oktober 
2004 ist die gebürtige Stollbergerin 
verantwortlich für das Wirtschafts-Ser-
vice-Management der Wirtschaftsregion 
Chemnitz-Zwickau GmbH. 
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Bereits zum zweiten Mal nahm 
eine Studentengruppe der TU Chem-
nitz am National Model United Nations 
(NMUN), der weltweit größten Simula-
tion der Vereinten Nationen, teil. Vom 
22.-26. April 2005 kamen in New York 
3.263 Studierende zusammen und 
verhandelten am Tagungsort der „ech-
ten“ Diplomaten über weltpolitische 
Fragen. Unsere zwölfköpfi ge Chem-
nitzer Delegation reiste als Vertreter 
der Kaukasusrepublik Georgien in die 
amerikanische Metropole.

Was ist das NMUN?

Ziel der 
j ä h r l i c h e n 
Konferenz ist 
es, die 191 
Mitgliedsstaa-
ten der UNO 
und ihre NGOs 
möglichst re-
alitätsnah zu 
v e r t r e t e n . 
Während der 
Veranstaltung 
werden in den 
verschiedenen 
Komitees der 
UNO globale 
Themen dis-
kutiert. Nach 
vielen Ver-
hand lungen 
fassen die 
einzelnen Ar-
beitsgruppen 
der Gremien 
s c h l i e ß l i c h 
die Lösungs-
strategien in 
Resolutions- 
und Berichts-
entwürfen zu-
sammen und 
präsentieren sie im Anschluss dem 
Komitee zur Abstimmung. Die Simula-
tion der Vereinten Nationen soll dazu 
dienen, Studenten ein praktisches Ver-
ständnis für internationale Beziehun-
gen und Zusammenhänge zu vermit-
teln.

Vor der Konferenz

Unsere Vorbereitungen während 
des Wintersemesters waren intensiv 
und vielseitig: Woche für Woche ka-
men wir zusammen und besprachen 
Organisatorisches sowie Inhaltliches. 
Sinn der regelmäßigen Treffen war vor 
allem, uns gemeinsam Wissen über 
Georgien und seine weltpolitischen 
Interessen zu erarbeiten. Sehr berei-
cherte uns dabei ein Besuch in Berlin, 

wo wir bei der georgischen Botschaft 
und beim Osteuropareferenten des 
Auswärtigen Amtes Informationen aus 
erster Hand erhielten. Die georgische 
Außenpolitik ist stark beeinfl usst von 
mehreren Gegebenheiten, beispiels-
weise ist Georgien erst letztes Jahr im 
Zuge der Rosenrevolution demokra-
tisch geworden. Das Land am Schwar-
zen Meer hat viele interessante Facet-
ten, leider aber auch bis heute eine 
konfl iktreiche Geschichte. Die Heimat 
Stalins hat mit den Sezessionsversu-
chen zweier Regionen, Abchasien und 
Südossetien, zu kämpfen, die auch das 

kontroverse Verhältnis zu Russland 
mitbestimmen. Einen weiteren Einblick 
in das Land aus eher persönlicher Per-
spektive brachte uns ein Gespräch mit 
einem georgischen Studenten an der 
TU Chemnitz.

In den Semesterferien gingen wir 
das ganze Prozedere der NMUN-Sit-
zungen mit allen Regeln und Fachbe-
griffen schon einmal durch. Die Prob-
esimulation stellte eine gute Vorberei-
tung dar, und inzwischen hatten wir 
auch die notwendige fi nanzielle Un-
terstützung in der Tasche. Sponsoren-
gelder für das Projekt zu werben war 
eine der wesentlichen Aufgaben, weil 
die Reisekosten unser studentisches 
Budget überstiegen. Gefördert wur-
de das Projekt unter anderem durch 

die Robert-Bosch-Stiftung, den DAAD, 
das Studentenwerk Chemnitz und den 
Fachschaftsrat der Philosophischen Fa-
kultät.

Destination Manhattan

Die meisten der zwölf Teilnehmer 
traten zum ersten Mal eine Reise nach 
New York an und die spannungsvolle 
Erwartung der Konferenz wurde noch 
durch die Neugier auf die Stadt gestei-
gert. Im Hotel angekommen hängten 
wir unsere schicke Konferenzgardero-
be in den Schrank: In den nächsten 
Tagen würden wir nicht nur in diese 

„Verkleidung“, 
sondern auch in 
die Rolle georgi-
scher Diploma-
ten schlüpfen.

U n s e r e 
z w ö l f k ö p f i g e 
Delegation bzw. 
Georgien war 
beim NMUN in 
sechs Gremien 
der UNO vertre-
ten: im Europa-
rat, in der Gene-
ralversammlung 
der UN sowie in 
deren sechstem 
Ausschuss, in 
der United Nati-
ons Conference 
for Trade and 
Deve l opmen t 
(UNCTAD), in 
der World Health 
O r gan i s a t i o n 
(WHO) und im 
World Summit 
on the Infor-
mation Society 
(WSIS).

Eröffnung der Konferenz

Alle Teilnehmer des NMUN wurden 
im UN-Hauptquartier am East River 
empfangen. Der Plenarsaal der Gene-
ralversammlung war bunt gemischt: 
Etwa die Hälfte der teilnehmenden 
Studierenden war international, die 
andere setzte sich aus US-amerikani-
schen Studenten zusammen. Die ei-
gentlichen Sitzungen wurden dann in 
den hoteleigenen Konferenzsälen ab-
gehalten, wo noch am selben Abend 
die einzelnen Komitees über die Konfe-
renzthemen abstimmten und somit die 
Agenda für die nächsten Tage setzten.

Im formellen Teil der Sitzungen 
hielten die einzelnen Länder Reden 
und warben Koalitionspartner. Zudem 

“Georgia?…present and voting!”
Chemnitzer Studierende vertreten Georgien in New York 

von Ulrike Fehsenfeld 

Die Chemnitzer Delegation beim National Model United Nations in New York  
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stimmten die Delegierten über die 
Rednerzeit und die Pausenlänge ab. 
Die inhaltliche Arbeit fand so gut wie 
ausschließlich in diesen sogenannten 
Pausen statt und brachte die Resoluti-
onsentwürfe voran.

Was wurde verhandelt?

Beispiel: United Nations Confer-
ence on Trade and Development

Während die Europarat-Delegierten 
über Menschenrechte verhandelten, 
stand in der Generalversammlung eine 
Resolution zur Reform der UNO ganz 
oben auf der Agenda. In der UNCTAD 
beschäftigten wir uns mit dem Thema 
Armutsbekämpfung. Der Handlungs-
bedarf in diesem Feld ist groß. Nach 
einem der UN Millennium Develop-
ment Goals soll die Armut in der Welt 
bis zum Jahr 2015 um die Hälfte re-
duziert werden. Ziel des Komitees 
war es, am Ende der Konferenz einen 
Bericht über Lösungsforderungen und 
-strategien zu verfassen. Aufgrund 
der vielen unterschiedlichen Aspekte 
und möglichen Maßnahmen, spaltete 
sich bald das Gremium in zahlreiche 
spezifi zierte Arbeitsgruppen auf, zum 
einen nach Weltregionen, zum ande-
ren auch nach gemeinsamen Denk-
ansätzen. Die Devise lautete: so vie-
le Leute wie möglich ansprechen und 
viele für die eigenen Ideen gewinnen. 
Georgien wurde besonders in der Ar-

beitsgruppe zum Thema Bildung aktiv. 
Forderungen in diesem Rahmen waren 
zum Beispiel die Ausbildung von Frau-
en zu fördern und sie in die Wirtschaft 
zu integrieren. Außerdem gestalteten 
wir ein Entwurfspapier für regionale 
Partnerschaften zur infrastrukturellen 
Entwicklung in Armutsgebieten mit. 
Weitere Schwerpunkte des Endberichts 
waren die Abschaffung von Handels-
barrieren oder die Schaffung von Mi-
krokreditsystemen.

„Standing character“

Auf Staatenebene war beim Ver-
handeln das wichtigste Ziel wirklich-
keitsgetreu zu agieren und den „Lan-
descharakter“ zu wahren. Die Position 
Georgiens zu den jeweiligen Komi-
teethemen hatten wir versucht in der 
Botschaft zu erfragen, ebenso unsere 
Freunde und Feinde auf der Weltbüh-
ne. Daran orientierten wir uns, mög-
lichst ohne uns von persönlichen Inte-
ressen leiten zu lassen. 

Interessant an der Simulation war, 
zu beobachten, wie sehr manchmal die 
persönliche Herangehensweise an eine 
Thematik oder auch die interkulturelle 
Kommunikation die Arbeit behinder-
ten. Oftmals kam es sogar dazu, dass 
ein kleiner Inselstaat zum Wortführer 
wurde. Ausschlaggebend für die Ar-
beitsbeiträge waren eben doch zum 
Großteil die Ambitionen der einzelnen 
Teilnehmer.

Was nehmen wir mit?

Lange haben wir auf die Simulati-
on gewartet und uns vorbereitet, doch 
umso schneller war sie dann vorüber. 
Es war ein aufregender Moment, als 
sich in der fi nalen Abstimmungssit-
zung Georgien als „present and vo-
ting“ meldete und das Komitee über 
die Aufnahme der Entwurfspapiere in 
den Endbericht entschied. Stolz konn-
ten wir unsere eigenen Zeilen darin 
lesen. In der Konferenz, dem krönen-
den Abschluss des Projektes, konnten 
wir unsere gesammelten Kenntnisse 
endlich anwenden. Wir haben die Mög-
lichkeit gehabt ins Diplomatenleben 
hineinzuschnuppern und Weltpolitik zu 
spielen. Neben dem Erproben von Ver-
handlungsstrategien hat sich vor allem 
auch unser Erfahrungsschatz im inter-
kulturellen Zusammenspiel erweitert. 
Schließlich war es für uns eine große 
Bereicherung, mehr über Georgien zu 
erfahren und uns in die Situation der 
Kaukasusrepublik hineinzudenken. 
Das Land am Rande Europas ist allge-
mein in den Köpfen nicht sehr präsent 
und hat uns neugierig gemacht. Viel-
leicht wird für den ein oder anderen die 
nächste Reise dorthin gehen.

Weiterführende Informationen 
unter: www.tu-chemnitz.de/projekt/
nmun2005 und www.nmun.org

Im Rahmen des Chemnitzer Wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschungs-
seminars sprach am 13. April Prof. Dr. 
Savas Alpay von der TOBB Economy 
and Technology University, Ankara, 
zum Thema „Wirkung der wirtschaftli-
chen Entwicklung auf die ökologische 
Nachhaltigkeit“.

Insbesondere das Auftreten globa-
ler Umweltprobleme, wie des Ozon-
lochs und des Klimawandels, rückte 
das Spannungsfeld zwischen Wirt-
schaftsentwicklung und nachhaltiger 
Entwicklung ins wissenschaftliche und 
politische Interesse. 

Prof. Dr. Savas Alpay präsentierte 
seine Arbeit, um folgende Teilfragen zu 
beantworten:

1) Hat die wirtschaftliche Ent-   
  wicklung statistisch gesehen einen  
  signifi kanten Einfl uss auf die öko- 
  logische Nachhaltigkeit?

2) Zeigt die Beziehung zwischen   
  wirtschaftlicher Entwicklung und  
  ökologischer Nachhaltigkeit Unter- 
  schiede in Entwicklungs- und In- 
  dustrieländern auf?

3) Wie beeinfl usst der freie Handel  
  die ökologische Nachhaltigkeit?

Mit Hilfe dieser Teilfragen sollte un-
tersucht werden, ob Wirtschaftswachs-
tum eine nachhaltige Entwicklung ge-
nerell gefährden wird.  

In den empirischen Analysen wur-
de, um die ökologische Nachhaltigkeit 
zu messen, der ESI (Environmental 
Sustainability Index) gewählt, welcher 
von den Universitäten Columbia und 
Yale und vom World Economic Forum 
entwickelt wurde. Dieser Index um-
fasst Daten für 142 Länder.

Die Schlussfolgerung aus seiner Ar-
beit formulierte Prof. Alpay wie folgt: 
„Durch angemessene Politik kann die 
wirtschaftliche Entwicklung die ökolo-
gische Nachhaltigkeit positiv beeinfl us-
sen. Die wirtschaftliche Entwicklung 
und die ökologische Nachhaltigkeit 
sind keine Alternativen zueinander, 
sie können als gleichzeitig erreichbare 
Ziele angesehen werden.“

Prof. Dr. Savas Alpay äußerte sich 
auch positiv über den Campus der 
Technischen Universität Chemnitz und 
fand die Betreuung der Fakultät für  
Wirtschaftswissenschaften sehr gast-

freundlich. Der Aufenthalt in Chemnitz 
sei für ihn ein schönes Erlebnis ge-
wesen, woran er sich gerne erinnern 
wird.

Wirtschaft und Nachhaltigkeit
von Bedia Sahin

Prof. Dr. Savas Alpay von der TOBB 
Economy and Technology University, 
Ankara
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Am 20. Mai 2005 fi ndet an der TU 
Chemnitz der 2. Mittel- und Ost-
europatag statt. Unter dem Mot-
to „Humanressourcen gemeinsam 
entwickeln!?“ werden Vorträge und 
Workshops zu verschiedenen Themen 
angeboten. U.a. spricht Prof. Dr. Pe-
ter Pawlowsky zum Thema „Perspek-
tiven und Strategien zur Entwicklung 
von Humanressourcen in Sachsen“. 
Am Nachmittag werden sechs parallel 
laufende Workshops angeboten, u.a. 
unter der Leitung von Dr. Thomas Ste-
ger, der zusammen mit Kay Gräbert 
von der Sächsischen Aufbaubank den 
Nachmittag zum Thema „Mitarbeiter-
kapitalbeteiligung in Sachsen, Polen 
und Tschechien“ gestalten wird. Das 
Anmeldeformular kann bis zum 7. Mai 
unter http://www.tu-chemnitz.de/tu/
misc/osteuropatag/index. herunter 
geladen werden. 

Am 14. Juni um 17.15 Uhr fi ndet im 
Rahmen des Forschungskolloquiums 
des Instituts für Medienkommunikation 
und Interkulturelle Kommunikation ein 
Vortrag zum Thema „Entwicklung 
Interkultureller Kompetenz in der 
Wirtschaft“ statt. Referentin ist Karla 
Eubel- Kasper, die von 1990 bis 2002 
Leiterin der Interkulturellen Personal-
entwicklung der Robert Bosch GmbH, 
Stuttgart war und derzeit als interkul-
turelle Beraterin, Trainerin und Coach 
tätig ist. Mehr Informationen unter:
http://www.tu-chemnitz.de/phil/ikk/
index.php?menu=Forschung&sub=For
schungskolloquium. 

MTP e.V., Marketing zwischen The-
orie und Praxis: Deutschlands größte 
Marketingstudenteninitiative lädt am 
Dienstag, den 03.05.2005, um 17:15 
Uhr alle interessierten Studenten in 

den Raum NK004 zu einem Infople-
num ein. Es werden aktuelle Projekte 
vorgestellt und Möglichkeiten neben 
dem Studium Praxisluft zu schnuppern 
vorgestellt. Weitere Informationen: 
www.mtp.org/chemnitz

Am Samstag, den 11.06.2005, fi ndet 
im Zentralen Hörsaal- und Seminar-
gebäude, Reichenhainer Str. 90, der 
Tag der offenen Tür der TU Chem-
nitz statt. Für Studieninteressenten 
und Studienanfänger werden breit 
gefächerte Information über die Stu-
dienmöglichkeiten und Studienbedin-
gungen angeboten. Alle Fakultäten or-
ganisieren spezielle Veranstaltungen. 
Weitere Informationen sind erhältlich 
im Büro für Marketing/Öffentlich-
keitsarbeit, Tel. 531-1638 und bei der 
Zentralen Studienberatung, Tel. 531-
1840.

Veranstaltungshinweise

Zitate und Ökonomie

Der Schmerz, besitzlos zu sein, ist 
weit leichter zu ertragen als der, be-
sitzlos zu werden.

Lucius Annaeus Seneca
4-65 n. Chr., röm Philosoph

Wenn die meisten sich schon arm-
seliger Kleider und Möbel schämen, 
wieviel mehr sollten wir uns da erst 
armseliger Ideen und Weltanschauun-
gen schämen.

Albert Einstein, 1879-1955, dt.-am. 
Wissenschaftler

Gegenseitige Hilfe macht selbst arme 
Leute reich.

Chinesisches Sprichwort

Ein gutes Mittel gegen die Manager-
Krankheit: Stecke mehr Zeit in deine 
Arbeit als Arbeit in deine Zeit.  

Friedrich Dürrenmatt, schweizerischer 
Schriftsteller und Dramatiker

An irgendeinem Punkt muss man den 
Sprung ins Ungewisse wagen. Erstens, 
weil selbst die richtige Entscheidung 
falsch ist, wenn sie zu spät erfolgt. 
Zweitens, weil es in den meisten Fäl-
len so etwas wie eine Gewissheit gar 
nicht gibt.  

Lee Iacocca, US-amerikanischer In-
dustriemanager

Wenn du eine Entscheidung treffen 
musst und triffst sie nicht, ist das 
auch eine Entscheidung.  

William James, US-amerikanischer 
Philosoph und Psychologe

Im Wald mir boten sich zwei Wege dar 
und ich ging den der weniger betreten 
war und das veränderte mein Leben.

Robert Lee Frost, US-amerikanischer 
Landwirt, Lehrer, Lyriker und Drama-
tiker

Der Bau von Luftschlössern kostet 
nichts, aber ihre Zerstörung ist sehr 
teuer.

François Mauriac, französischer Autor

Arbeit um der Arbeit willen ist gegen 
die Natur.  

John Locke, englischer Philosoph und 
Politiker

Um die Welt zu ruinieren, genügt es, 
wenn jeder seine Pfl icht tut.

Winston Churchill, britischer Staats-
mann

Ich kenne keinen sicheren Weg zum 
Erfolg, nur einen zum sicheren Miss-
erfolg: Es jedem recht machen zu 
wollen. 

Platon, griechischer Philosoph

Wer einen Fehler gemacht hat und 
ihn nicht korrigiert, begeht einen 
zweiten.

Konfuzius, chinesischer Philosoph

Wer gar zuviel bedenkt, wird wenig 
leisten.

Schiller
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